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Hartmut Wasser

Die Carter-Administration

Jenes Risiko, das den Versuch sozialwissen-
schaftlicher Aktualitätserhellung oft genug 
bedroht, hat auch den vorliegenden Beitrag 
zum Wahlkampf 1980 in den USA eingeholt: 
das Unvorhersehbare, die nicht einkalkulierte 
weltpolitische Erschütterung mitsamt ihren 
Folgen problematisiert Annahmen, Befunde 
und Folgerungen der politischen Analyse. Das 
Manuskript war abgeschlossen, als die so-
wjetische Militärintervention in Afghanistan 
Ende Dezember 1979 die etablierten Bezie-
hungen zwischen den Supermächten (ebenso 
wie bündnisinterne Konstellationen in beiden 
Lagern) zu bedrohen begann und Reaktionen 
der Carter-Administration auslöste, die auf 
den ersten Blick als abrupter Kurswechsel, als 
Absage an jahrelang beschworene Zielvorstel-
lungen und Verhaltensmuster des Weißen 
Hauses erscheinen.
Und doch glaubt der Autor, seinen Aufsatz im 
wesentlichen unverändert veröffentlichen zu 
sollen, aus mehr als bloß historischem Inter-
esse überdies. Denn einmal handelt der Ver-
such von den grundsätzlichen Schwierigkei-
ten, US-Politik unter den spezifischen inneren 
wie äußeren Systembedingungen der siebzi-
ger und frühen achtziger Jahre zu planen und 
zu exekutieren. Ob sie sich mit der Krise im 
Iran und in Afghanistan so radikal gewandelt 
haben, wie es manchen Beobachtern der welt-
politischen und inneramerikanischen Szene-
rie erscheinen will, läßt sich derzeit mit zwei-
felsfreier Sicherheit nicht entscheiden; nach 
Meinung des Autors spricht ebensoviel dage-
gen wie dafür. Zum zweiten gebietet es das 
Prinzip politischer Fairness, die Leistungen ei-
ner jeden US-Administration in jenem Zeit-
raum zu messen, in dem sie ohne allzu oppor-
tunistisches Taktieren im Hinblick auf bevor-
stehende Präsidentschaftswahlen beschließen 
und agieren kann; in eben den drei Jahren 
nach der Amtsübernahme, die im Falle Jimmy 
Carters just in dem Augenblick abgelaufen 
sind, da die Ereignisse in der islamischen Welt
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Vorbemerkung
die aufbrechenden Wahlkampfemotionen der 
Amerikaner unheilvoll verstärken. Das gele-
gentlich zu vernehmende Argument, es sollte 
sich die Größe eines Präsidenten gegebenen-
falls auch im Bescheiden mit einer Amtspe-
riode bekunden, um so die Rationalität seiner 
Politik für die gesamte Regierungszeit zu ge-
währleisten, verkennt die machtmäßigen und 
psychologischen Dimensionen der Politik, den 
Umstand etwa, daß ein Regierungschef dort 
keine Gefolgschaft mehr mobilisieren kann, 
wo er auf künftigen Herrschaftsanspruch ver-
zichtet. Zum dritten schließlich haben nach 
Meinung des Autors die politischen Ereig-
nisse der letzten Wochen den Kern seiner 
Analyse nicht erschüttert. Im Unterschied zu 
anderen Beobachtern der amerikanischen 
Szenerie sieht er in den Aktionen und Refle-
xionen Carters bloß ein partielles Abweichen 
von bislang eingenommenen Positionen, ne-
ben dem sich vielerlei Kontinuität behauptet, 
im positiven wie im negativen; letztere Be-
hauptung muß freilich wenigstens ansatz-
weise begründet werden.
Die mannigfachen Vorwürfe der letzten 
Wochen an die Adresse Jimmy Carters lassen 
sich im wesentlichen auf zwei kritische Posi-
tionen verkürzen. Wo einem Lager sämtliche 
Aktionen und Reaktionen Carters auf so-
wjetische Herausforderungen in verschie-
denen Teilen der Welt als ebenso sprunghaft 
wie unsicher gelten, beklagt das andere die 
Unverhältnismäßigkeit der jüngsten amerika-
nischen Antworten auf Moskaus Interventio-
nen in der islamischen Welt. Im ersten Lager 
finden sich amerikanische Gegner Carters 
sehr unterschiedlicher politischer Provenienz, 
ehemalige Liberale, inzwischen als „Neokon-
servative" firmierend, und altgediente Falken 
im Senat und Repräsentantenhaus mit auslän-
dischen Kritikern des Präsidenten zusammen, 
die im Fehlen berechenbarer Konstanz und 
konsequenter Härte das Markenzeichen der 
Carter-Administration erkennen wollen. Der 



vorliegende Beitrag setzt sich mit ihrer Argu-
mentation ausführlich auseinander; an dieser 
Stelle seien die Grenzen der handlungspoliti-
schen Möglichkeiten Amerikas nur einfach 
konstatiert. Wenn etwa Henry Kissinger die 
Meinung verficht, daß weltpolitische Krisen 
beherrschbar, Verständigung auch zwischen 
rivalisierenden Mächten herstellbar, unter-
schiedliche Interessen ausgleichbar und mili-
tärische Konflikte letztlich vermeidbar seien, 
sofern intelligente „Real"-Politiker mit Sinn für 
historisch-politische Konstellationen und 
stringenten Handlungskonzeptionen den 
Gang der Weltgeschichte lenkten, so unter-
schlägt er eine wesentliche Einsicht der ver-
gangenen Jahrzehnte: Das propagierte System 
rationaler Politik funktioniert bloß in der di-
rekten Konfrontation der Weltmächte, auf Ne-
benkriegsschauplätzen hat es schlichtweg ver-
sagt. Wo innenpolitische Umwälzungen in 
Ländern der Dritten oder Vierten Welt zu In-
terventionen verführen oder wo sich religiöse 
Emotionen entladen, bleibt die Verständigung 
zwischen den Supermächten auf der Strecke, 
wird Machtgewinn um jeden Preis zur allge-
meinen Devise. So ist Angola dem Sowjetblock 
zugefallen, als Kissinger höchstselbst noch als 
amerikanischer Außenminister amtierte; von 
effektivem „crisis-management" mit Rücksicht 
auf den Fortgang der Entspannungspolitik 
zwischen Moskau und Washington nicht die 
Spur. Kissinger selbst hat eingeräumt, daß sei-
nem Lande in der iranischen Krise letztlich 
keine praktikablen Optionen zur Verfügung 
standen. Wenn aber rationale Krisenbewälti-
gung weder in Angola noch in Äthiopien oder 
Persien praktiziert werden konnte, wie hätte 
Carter die Krise in Afghanistan steuern sollen, 
das doch seit langem von der Sowjetunion als 
Einflußsphäre reklamiert worden war, so wie 
etwa Mittel- und Südamerika von den USA?

Der Vorwurf mangelnder Konstanz und Ent-
schlossenheit derzeitiger Carterscher Außen-
politik stößt in einem wesentlichen Punkt ins 
Leere: Der Präsident hat seit seinem Amtsbe-
ginn um die Grenzen gewußt, die innergesell-
schaftliche wie weltpolitische Konstellationen 
unserer Tage der Supermacht Amerika ziehen, 
in Angola ebenso wie in Äthiopien, im Iran ge-
nauso wie in Afghanistan.

Freilich relativieren „Carter-Doktrin" und for-
cierte Rüstungsaktivitäten die vorgetragene 
Auffassung und fordern die Kritik derer her-
aus, die um die Zukunft der Entspannungsbe-

mühungen bangen — die Kritik einer Minder-
heit freilich bloß, zumindest was die USA an-
belangt: denn dem Gros der Gesellschaft gilt 
der Ruf nach Mäßigung derzeit fast als Landes-
verrat. Der Strom des Antikommunismus und 
Nationalismus reißt ein Amerika in seine 
Strudel, das sich in Wahljahren ohnehin hem-
mungsloser Emotionalität ergibt. Muß man 
den Präsidenten da nicht eher bewundern, daß 
er dem Ruf nach Rache Grenzen setzen will? 
Mangel an „leadership“ auch noch mitten in 
der schwersten Herausforderung seiner Amts-
periode? Wohl kaum; schon eher geschicktes 
Taktieren, das durch partielle Zugeständnisse 
an die Militanz der öffentlichen Meinung (die 
selbst so liberale Blätter wie die „Washington 
Post" oder die „New York Times" erfaßt hat) das 
Staatsschiff vor heftigeren Kursänderungen zu 
bewahren sucht. Freilich haben die Konzep-
tions- und Aktionskorrekturen der letzten 
Wochen Breschen in überkommene Verhal-
tens- und Denkmuster der Carter-Administra-
tion geschlagen: Das Bekenntnis zur Verein-
barkeit von Politik und Moral hat heftige 
Stöße erfahren. Das Thema „Menschenrechte" 
ist derzeit in Vergessenheit geraten, der welt-
weite Kampf zur Überwindung von Umwelt-
zerstörung, Atomkriegsgefahren, Hunger und 
Krankheit augenblicklich fast ganz eingestellt, 
das Bemühen um ausgewogene Beziehungen 
im Kräftefeld Moskau-Peking-Washington 
aufgelaufen, die Auseinandersetzung mit dem 
„militärisch-industriellen Komplex“ zugunsten 
des letzteren entschieden, was der geplante 
Bau der mobilen Interkontinentalrakete MX 
ebenso belegt wie die Produktion weitreichen-
der Atomwaffen zur Dislozierung in Europa, 
die Aufstellung einer Eingreifreserve von 
100 000 Mann für Interventionen in Übersee 
und die daraus resultierende Aufblähung des 
Wehretats. Solches einräumen heißt aber kei-
neswegs den in der „ZEIT' und anderswo erho-
benen Behauptungen zustimmen, Carters au-
ßenpolitische „Blauäugigkeit" sei in den Krisen 
des Vorderen Orients zerschellt, der Isolatio-
nist habe sich notgedrungen zum Neo-Inter-
ventionisten gemausert, die demonstrierte 
Härte dieser Tage bedeute das Eingeständnis 
früherer Schwäche. Der Aufsatz will den 
Nachweis führen, daß dem Präsidenten aus 
Georgia Begriffe wie „Realpolitik", „Interesse' 
oder „Macht“ während seiner Amtszeit nicht 
fremd gewesen sind; und umgekehrt bleibt der 
Entschluß zum „Frieden durch Stärke“ auch 
weiterhin an die Bereitschaft gekoppelt, mit 



der Sowjetunion Interessengemeinsamkeiten 
auszuloten und etwa durch Ratifizierung des 
SALT-II-Abkommens ein allzu ungehemmtes 
Wettrüsten zu vermeiden.
Die Analyse der Amtsbilanz Carters hat Be-
funde erbracht, über deren Validität auch nach 
den Ereignissen der letzten Wochen ernsthaft 
diskutiert werden kann. Auch in den iranisch-
afghanischen Krisen hat der Kongreß bloß pa-
triotische Gefühlsausbrüche (Ende Januar ver-
langte der Senat einen Boykott der Olympi-
schen Spiele in Moskau mit 88 zu 4 Stimmen, 
das Repräsentantenhaus mit 386 zu 12 Stim-
men!) an den Tag gelegt. Der Präsident hat be-
reits bestehenden Zweifeln an seiner Fähig-

Die erste Amtsperiode der Carter-Administra-
tion geht ihrem Ende entgegen; der Wahl-
kampf ist durch eine Reihe von „primaries" 
(Vorwahlen) bereits eingeläutet1). Grund ge-
nug, so will es scheinen, um in der Rückschau 
eine vorläufige Bilanz der Präsidentschaft 
Jimmy Carters zu wagen, die möglicherweise 
Schlüsse zuläßt auf größere oder geringere Er-
folgsaussichten der Demokraten und Republi-
kaner bei den anstehenden Präsidentschafts-
wahlen.

1) Zur Institution und Problematik der „primaries" 
u. a. James W. Davis, Presidential Primaries. Road to 
the White House, New York 1967; Siegfried Magie-
ra, Die Vorwahlen in den Vereinigten Staaten, 
Frankfurt 1971; Eberhard Koelsch, Vorwahlen. Zur 
Kandidatenaufstellung in den USA, Berlin 1972.
2) Die Trendwerte zugunsten Carters, dessen Amts-
führung im Juli 1979 bloß noch 29 Prozent der be-
fragten Amerikaner positiv bewerteten (New York

Legte man dieser Bilanz allein den Maßstab 
der Meinungsumfragen zugrunde, fiele das Ur-
teil über die bisherige Amtszeit des Präsiden-
ten aufs ganze gesehen negativ aus: Bis zum 
Spätherbst 1979 stürzte, abgesehen von kurz-
atmigen Aufschwüngen nach vollbrachtem 
Maklergeschäft Carters bei den ägyptisch-is-
raelischen Verhandlungen in Camp David im 
September 1978 oder dem publikumswirksa-
men Fernsehauftritt vom 15. Juli 1979, der das 
Eingeständnis politischer Versäumnisse mit 
neuem Führungsanspruch und kühnen Visio-
nen zur Bewältigung der Energiekrise ver-
band, die Popularitätskurve Carters stetig ab 
und erreichte sogar den Watergate-bedingten 
Tiefstand Richard Nixons2). Der demosko-

keit, eine politische Gesamtstrategie zu ent-
wickeln, die seinen Handlungen Stringenz 
vermitteln könnte, neuen Auftrieb gegeben. 
Die Koordination im Berater-Team des Wei-
ßen Hauses scheint immer noch nicht rei-
bungslos zu funktionieren. Doch ebenso konti-
nuierlich hat Jimmy Carter an Statur gewon-
nen und scheint im Augenblick einer zweiten 
Amtsperiode näher zu sein als je zuvor. Daß 
sich die USA heute erneut zu weltpolitischer 
Verantwortung bekennen, muß dem Konto 
Carters gutgeschrieben werden, der beharr-
lich an der Überwindung der Watergate- und 
Vietnam-Traumata in der amerikanischen Ge-
sellschaft gewirkt hat.

I. Einleitung

pisch zutage getretene Unmut der amerikani-
schen Öffentlichkeit über die Amtsführung 
des Präsidenten fand (und findet) sein Echo in 
jener Dauerschelte, die sich in einflußreichen 
Presseorganen des In- und Auslands über die 
amtierende Administration ergießt: Von Kon-
zeptionslosigkeit im Weißen Haus ist da 
ebenso die Rede wie von Führungsschwäche 
Carters und seiner Mannschaft, wobei die Wa-
shington Post und New York Times, News-
week oder TIME, aber ebenso die Frankfurter 
Allgemeine, die ZEIT oder der Spiegel den 
Vorwurf des Dilettantismus im Zugeständnis 
guten Willens eher noch verschärfen.
Trifft solche Kritik ins Schwarze oder über-
zieht sie ihre Position in politischer Absicht 
bzw. fehlsamer Interpretation des außen- und 
innenpolitischen Geschehens in den USA? Die 
Frage kann erst am Ende unserer Analyse 
schlüssig beantwortet werden. Ganz sicher ar-
tikulieren sich aber in dieser Kritik nicht bloß
Times vom 20. August 1979, S. A 16) und dessen 
schärfster Widersacher Edward Kennedy in der 
Günst der Demokratischen Partei zur gleichen Zeit 
im Verhältnis 2 : 1 führte, signalisieren viele Umfra-
gen der letzten Monate. Schon im November hatte 
Carter laut Ergebnis einer von Louis Harris für die 
Fernsehgesellschaft ABC erstellten Befragung alle 
anderen Präsidentschaftsbewerber der Demokraten 
einschließlich Kennedys deutlich hinter sich gelas-
sen; bei den sog. Precinct Caususes in Iowa, einem 
innerparteilichen Ausleseverfahren der Delegier-
ten für den Demokratischen Wahlkonvent im kom-
menden August, dessen erste Stufe im Januar statt-
gefunden hat, besiegte Carter Kennedy mit einem 
Stimmenvorsprung von 59 zu 31 Prozent; und in 
Maine hat sich Carter Anfang Februar bei einem 
ähnlichen Wahlgang mit 47 zu 39 Prozent gegen 
Kennedy behaupten können.



Zweifel an der politischen Kompetenz der De-
mokratischen Administration, Klagen über ein 
Defizit an Regierungskunst, an staatsmänni-
scher Weisheit Carter

3

s, das ja gegebenenfalls 
durch die Ablösung der Regierung in den an-
stehenden Wahlen beseitigt werden kann; 
vielmehr verrät sie auch ernst zu nehmende 
Sorgen prinzipieller Qualität um Funktionsfä-
higkeit und Legitimität des politischen 
Systems der Vereinigten Staaten am Ausgang 
der siebziger Jahre ).
Fairerweise gilt es gleich anzumerken, daß 
Zweifel an der Effizienz der staatlichen Insti-
tutionen oder an der gesellschaftlich vermit-
telten Rechtmäßigkeit der Herrschaftsord-
nung nicht allein auf das Konto der Carter-Ad-
ministration gesetzt, sondern schon seit den 
sechziger Jahren mit wachsendem Nachdruck 
geäußert werden 4). Dieser Hinweis mag einer 
unvoreingenommenen Bilanz der Carterschen 
Amtsführung zugute kommen: Sie darf nicht 
bloß Erfolge oder Mißerfolge abhaken, nicht 
bloß subjektive Faktoren in Rechnung stellen, 
den Provinzialismus des Ex-Gouverneurs von 
Georgia etwa, öffentlich ausgetragene Rivali-
täten zwischen Kabinettsmitgliedern, erstaun-
liche Schwächen im Bereich der Personalaus-
lese und anderes mehr, sie muß auch jene ob-
jektiven Vorgaben amerikanischer Politik in 
der zweiten Hälfte der siebziger Jahre berück-
sichtigen, die jedem Präsidenten, gleich wel-

3) Wobei sich diese Begriffe mit dem US-Soziologen 
Seymour Martin Lipset so definieren lassen: „Funk-
tionsfähigkeit bedeutet Leistung, d. h. die Erfüllung 
der grundlegenden Regierungsfunktionen durch 
das betreffende System, und zwar in einer Weise, 
die den Anschauungen der Mehrheit des Volkes ... 
entspricht. Die Legitimität ist vorhanden, wenn es 
dem System gelingt, im Volke die Überzeugung zu 
schaffen und zu erhalten, daß die bestehenden poli-
tischen Institutionen für die betreffende Gesell-
schaft die bestmöglichen sind." (Soziologie der De-
mokratie. Neuwied/Berlin 1962, S. 70).
4) Als ein Beispiel für viele: Anthony Lewis in der 
„New York Times“ vom 16. 8. 1979 (S. A 23) in einem 
Artikel „The Carter Mystery": „Es hat in den vergan-
genen Jahren genug Gründe für den Vertrauensver-
lust gegeben, den die amerikanischen Institutionen 
erlitten haben. Ein Präsident führte uns durch Täu-
schungsmanöver in einen falschen Krieg und wirt-
schaftlichen Morast; ein anderer stürzte über seine 
Verachtung für die Gesetze und Verfassung. Und 
insgesamt haben die Regierungen Erwartungen in 
bezug auf ihre Fähigkeiten geweckt, Probleme lösen 
und das Leben aller verbessern zu können, die sie 
laufend enttäuschten" (Übersetzung v. Verf.). 

eher Couleur, das Regieren schwer gemacht 
hätten. Führen wir sie stichwortartig auf, wo-
bei auch gleich die Gliederung unseres Ver-
suchs ins Visier gerät: Zum einen jenen Pro-
blemkreis, den Schlagworte wie „Watergate" 
und „imperiale Präsidentschaft“ beleuchten, in 
dem der Wandel herkömmlicher Interaktions-
muster von Exekutive und Legislative, inner-
organisatorische Reformbemühungen des 
Kongresses mit Auswirkung auf seine Lei-
stungsfähigkeit und Forderungen der Öffent-
lichkeit nach einer Rückkehr zu demokrati-
scher Regierungsweise angesiedelt sind; zum 
zweiten jenen Krisenkomplex, gemeinhin 
durch das Etikett „Vietnam" markiert, in dem 
die angemessene Definition der weltpoliti-
schen Rolle Amerikas nach dem Desaster in 
Südostasien, das Verhältnis der Vereinigten 
Staaten zu einer neuerlich auf Expansionskurs 
segelnden Sowjetunion sowie die Festlegung 
gegenwärtiger und künftiger Verhaltensmu-
ster gegenüber den Verbündeten und der 
„Dritten Welt“ zur Debatte stehen; zum dritten 
schließlich jene fortschwelenden Konflikte 
der amerikanischen Innenpolitik, der Streit 
um die künftige Gestaltung des sozialen Si-
cherungssystems etwa oder die angemessene 
Bewältigung der grassierenden Arbeitslosig-
keit, die urbanen Sanierungsprobleme und die 
sich zuspitzende Energiekrise — Konflikt-
herde zuhauf, welche gesamtgesellschaftliche 
Desintegrationstendenzen befördern und an-
gesichts anhaltender wirtschaftlicher Instabi-
lität noch an Brisanz gewinnen.
Vergegenwärtigen wir uns fürs erste die auf-
geführten Vorgaben amerikanischer Außen-
und Innenpolitik in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre. Diese Analyse erlaubt Rück-
schlüsse auf derzeitige Chancen und Grenzen 
präsidialer Macht im komplizierten Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozeß eines plu-
ralistisch verfaßten Gemeinwesens. Das so ge-
wonnene Bild soll dann durch die Betrachtung 
der subjektiven Faktoren erweitert werden, 
der programmatischen Zielsetzungen der Car-
ter-Administration also und ihrer praktischen 
Politik. Im Resümee muß eines mit dem ande-
ren vermittelt werden, wobei das so gewon-
nene Urteil jedoch der Gefahr preisgegeben 
bleibt, aus ungenügender Distanz zum Gegen-
stand seine Objektivität zu verfehlen.



II. „Watergate" und „imperiale Präsidentschaft" 
als Vorgabe amerikanischer Politik in den siebziger Jahren

Der „Watergate"-Komplex als Kette von Ver-
fehlungen des Republikaners Nixon stellt den 
Höhe- und (vorläufigen) Wendepunkt in einer 
amerikanischen Verfassungswirklichkeit dar, 
die seit den Tagen des Zweiten Weltkrie-
ges allmählich Gestalt gewinnt, sich während 
der sechziger Jahre stetig verdichtet, um dann 
in Nixonscher Hybris zu kulminieren. Der Hi-
storiker Arthur Schlesinger jr. hat diese Ver-
fassungswirklichkeit auf den Begriff gebracht 
und prägnant beschrieben5): Die „imperiale 
Präsidentschaft", in manchen ihrer Züge zwar 
schon in früheren Epochen amerikanischer 
Geschichte da und dort durchbrechend, ist als 
Phänomen der Gegenwart erwachsen aus dem 
Führungsanspruch der Exekutive in Kriegs-
und Krisenzeiten, aus sozialstaatlichen Inter-
ventionszwängen, den Versuchungen eines 
stetig sich erweiternden technischen und per-
sonellen Machtapparates des Weißen Hauses 
und der Bereitschaft mindestens zweier Präsi-
denten, des Demokraten Lyndon B. Johnson 
und des Republikaners Richard Nixon, diesen 
Versuchungen nachzugeben — ein Phänomen, 
in dem sich objektive Entwicklungstendenzen 
moderner Industriegesellschaften mit subjek-
tiven Unzulänglichkeiten bis zu den kriminel-
len Verfehlungen eines Mannes verknäueln, 
der mit dem Anspruch angetreten war, als 
„großer" Präsident in die US-Historie einzuzie-
hen und den zuletzt nur noch der schimpfliche 
Rücktritt vor einem aussichtsreichen „im-
peachment'-Verfahren retten konnte.

6) Zur Problematik solcher Herrschaftstechniken 
siehe Schlesinger, Imperial Presidency, a. a. O.; ders., 
Congress and the Making of Foreign Policy, in: For-
eign Affairs, vol. 51, 1972, S. 78ff.; J. William Full-
bright, The Arrogance of Power, New York 1966;
Louis Fisher, Presidential Spending Power, Prince-
ton 1975.

In einem Bericht zur „Lage des Kongresses" 
vom 1. Februar 1974 sammelte der damalige 
Demokratische Fraktionsführer im Senat, 
Mike Mansfield, die gängigen Beschwerden 
gegen die Auswüchse einer Präsidentschaft, 
deren „imperialer" Charakter den Intentionen 
der Verfassungsväter strikt zuwiderlief. Im 
Stile frühkonstitutioneller Monarchen hatten 
Johnson und mehr noch Nixon versucht, ihre 
übersteigerten Machtansprüche gegen die 
konstitutionellen Befugnisse des Kongresses 
durchzusetzen. Sie beschnitten die parlamen-
tarische Gesetzgebungs- und Haushaltskom-
petenz mit zwielichtigen Verfassungsmanö-

5) Arthur M. Schlesinger jr., The Imperial Presiden-
cy, Boston 1973. 

vern wie der exzessiven Anwendung des „Exe-
cutive Agreement", oder des „Selective Enfor-
cement of Law", mit Hilfe des „Pocket Veto" 
und ähnlichen Praktiken6). Nixon not  allem 
suchte die Ausübung parlamentarischer Infor-
mations- und Kontrollfunktionen durch eine 
Überdehnung jenes Verfassungsbrauchs dra-
stisch zu beschneiden, der unter dem Begriff 
des „Exekutive Privilege" die amerikanische 
Geschichte begleitet hat. Als die zweite Amts-
periode Nixons in den Strudeln von Water-
gate zu kentern drohte, geriet das Privileg des 
Präsidenten, sich und seine engsten Vertrau-
ten nicht von Kongreßausschüssen laden und 
— befragen lassen zu müssen, zum vorläufigen 
Rettungsanker, der über Monate hinweg den 
Fortbestand des korrupten Regimes sicherte: 
diente zur Verschleierung illegaler Amtsvor-
gänge in Ministerien, zur Verweigerung wich-
tiger Informationen, zur Abschottung der Exe-
kutive gegen Investigationen der Legislative 
und Judikative.

Auch innerhalb der Administration trieben 
Geheimhaltungswahn, Persönlichkeitsdefizite 
und Machtverlockungen den Präsidenten zur 
Anwendung von Herrschaftspraktiken, die 
dem Wesen demokratischer Regierungsweise 
Hohn sprachen. So verlagerte er die eigentli-
chen Entscheidungsstränge von den Ministe-
rien auf seinen persönlichen Stab, auf Berater 
wie Kissinger, Haldeman und Ehrlichman, 
schirmte sich völlig gegen „amtliche" Kabi-
netts- und Regierungsmitglieder ab, ließ ohne 
die gesetzlich vorgeschriebene gerichtliche 
Kontrolle Telephone von Mitgliedern des Na-
tionalen Sicherheitsrates anzapfen und suchte 
exekutive Informationskanäle nach „draußen", 
zu den Massenmedien vor allem, zu verstop-
fen. Zuletzt überzog er die Öffentlichkeit mit 
einem dichten überwachungs- und Spitzel-
netz, um potentielle oder tatsächliche „Opposi-
tionsherde" einzuschüchtern oder auszuräu-
men.



Freilich hätten die extrakonstitutionellen 
Wucherungen der „imperialen Präsident-
schaft" durch einen machtbewußten und 
aktionswilligen Kongreß rechtzeitig beschnit-
ten werden können. Wo von Verfassungsver-
stößen des Weißen Hauses die Rede ist, muß 
unzweifelhaft auch vom Versagen einer Legis-
lative gesprochen werden, die sich zuweilen 
korrumpieren, fast immer auseinanderdividie-
ren und angesichts eigentümlicher Struktur-
merkmale wie „Cross-Voting", fehlender Frak-
tionsdisziplin, entscheidungsorganisatori-
scher Fragmentierung, antiquierter Geschäfts-
ordnungspraktiken und undemokratischer 
Personalpolitik kaum je zu energischer Ab-
wehr präsidentieller Hybris, zu entschlossener 
Nutzung der eigenen Kompetenzen bewegen 
ließ. •
Im erzwungenen Rücktritt des Republikaners 
Nixon sind dann aber doch Selbstheilungs-
kräfte des sozio-politischen Systems der Ver-
einigten Staaten virulent geworden, die das 
Übergangsregime Ford, mehr noch die Präsi-
dentschaft Jimmy Carters mit Handlungsbe-
dingungen und -beschränkungen konfrontiert 
haben, wie sie seit den Tagen Franklin Delano 
Roosevelts keiner Administration mehr ge-
setzt waren.

1. Die Revitalisierung und Reorganisation 
des Kongresses nach Watergate: Konse-
quenzen für das politische System

„Die Tyrannei der Legislative ist in Wirklich-
keit die am meisten zu fürchtende Gefahr, und 
sie wird es für viele Jahre bleiben", schrieb 
Thomas Jefferson im Jahre 1789, sechs 
Wochen vor Washingtons Amtsantritt, an

7

 Ja-
mes Madison und fuhr fort: „Die Tyrannei der 
Exekutive wird sie einmal ablösen, aber erst in 
einer fernen Zukunft." ) Der Weitblick er-
staunt, mit dem einer der Gründerväter die zu-
künftige Entwicklung amerikanischer Politik 
skizziert hat, deren verfassungsrechtliche 
Normen doch gerade das balancierte Zusam-
menwirken der getrennten Gewalten zum Be-
weger staatlicher Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse erklären; es mag freilich 
sein, daß Jefferson eher an lineare als an 
zyklische Entwicklungsbahnen dachte und 
auch die auf Dominanz zielende Dynamik, wie 
sie von allem Anfang an im Präsidentenamt 
angelegt war, in ihrer Nahwirkung unter-

2 Zit bei Schlesinger, Imperial Presidency, a. a. O„ 

schätzte. Denn insgesamt bestimmen zwei 
Tendenzen den Gang der US-Verfassungsge-
schichte: zum einen die immer stärkere 
Machtentfaltung im Weißen Haus mit ihrem 
vorläufigen Kulminationspunkt im Phänomen 
der „imperialen Präsidentschaft“; zum anderen 
der regelmäßige Wechsel zwischen Perioden 
präsidentieller Suprematie und Zeiten des 
„Congressional Government“8).

8) So der Titel eines berühmten Buches von Wood-
row Wilson (Boston 1885).
’) Zur Beschneidung überkommener Kompetenzen 
des Präsidenten durch parlamentarische Gesetzge-
bungsmaßnahmen: Harry G. Zeidenstein, The Reas-
sertion of Congressional Power. New Curbs on the 
President, in: Political Science Quarterly, vol. 93, 
No. 3, 1978, S. 393ff.; ebenso Louis Fisher, The Con-
stitution Between Friends. Congress, the President 
and the Law, New York 1978.

Die Ära Johnson/Nixon hat einer Verfas-
sungswirklichkeit Platz machen müssen, die 
vom Übergewicht der Legislative bestimmt 
wird; und Jimmy Carter muß mit einem Kon-
greß leben, der allen seinen politischen Ab-
sichten und Zielvorgaben zunächst einmal 
prinzipiell mit Opposition begegnet. Zu un-
recht wird der Demokrat im Weißen Haus für 
alle Flauten in der Innen- und Außenpolitik 
der Vereinigten Staaten gescholten; mehr 
noch als unzweifelhafte (freilich noch zu erklä-
rende) Führungsschwächen Carters lähmt die 
veränderte Machtkonstellation in Washing-
ton die Effizienz des politischen Systems. 
Zweifach erschwert die Legislative derzeit 
den Ablauf politischer Entscheidungsprozes-
se: Der revitalisierte Wille parlamentarischer 
Machtbehauptung sucht bei jedem Anlaß die 
Konfrontation mit dem Weißen Haus; und par-
tielle Strukturreformen bei gleichzeitigem Be-
harren auf hergebrachten Funktionsweisen 
und Organisationsprinzipien versetzen den 
Kongreß in einen chaotischen Zustand, der 
Sand in das Getriebe des ohnehin komplizier-
ten Zusammenwirkens von Weißem Haus und 
Kapitol streut.
Ein neues politisches Selbstbewußtsein läßt 
den Kongreß seit Jahren nach Wegen suchen, 
verlorengegangene Autorität und eingebüßte 
Macht zurückzugewinnen 9). Als wichtiges Da-
tum wird der 7. November 1973 in die Verfas-
sungsgeschichte der USA eingehen, jener Tag, 
an dem der 93. Kongreß mit großen, überpar-
teilichen Mehrheiten das Veto Richard Ni-
xons gegen ein Gesetz überstimmte, das die 
Entscheidungsgewalt der Legislative über 
Krieg und Frieden kodifiziert und den Zwang 



zu Konsultation und Kooperation der Gewal-
ten auf diesem Gebiet rechtlich eindeutig fi-
xiert. Nixonsche Anmaßung in der Budgetpo-
litik veranlaßte den Kongreß, seine fundamen-
tale Schwäche im Haushaltsprozeß durch stär-
kere Zentralisierung zu überwinden und ein 
legislatives Gegengewicht zum Haushaltsbu-
reau des Präsidenten zu schaffen. Das 1974 ins 
Leben gerufene „Congressional Budget Office" 
versieht unter der Aufsicht von gleichzeitig 
geschaffenen Haushaltsausschüssen die Kon-
greßmitglieder mit solchen Informationen, die 
ihnen eine unabhängige Urteilsbildung und 
Chancen gewähren, sowohl in Haushaltsfra-
gen parlamentarische Initiativen zu ergreifen 
als auch den Budgetentwurf des Weißen Hau-
ses stärker als zuvor im Detail zu prüfen. Im 
Senat reißt seit Beginn der siebziger Jahre die 
Debatte darüber nicht mehr ab, ob ihm aus sei-
ner „Treaty-Power" nicht auch ein weiterrei-
chendes Mitsprache- und Kontrollrecht bei 
den „Executive Agreements", den Regierungs-
und Verwaltungsabkommen also, erwachse; 
und beide Häuser mühen sich derzeit um insti-
tutionell verankerte Möglichkeiten, mehr als 
in der Vergangenheit am Herrschaftswissen 
der Exekutive zu partizipieren, das beispiels-
weise aus nachrichtendienstlichen Quellen 
stammen kann. Fügt man dem Bild die indivi-
duelle Stimmungslage der Abgeordneten hin-
zu, die heute in den Wahlkreisen von dezidier-
ter Distanz zum Weißen Haus profitieren, 
zeichnen sich die objektiven Schwierigkeiten 
Carters im Umgang mit dem Kapitol in schar-
fen Konturen ab.

Daß revitalisierter Selbstbehauptungswille, 
daß erneuertes Machtbewußtsein des Kon-
gresses nicht unbedingt mit gesteigerter Ra-
tionalität amerikanischer Politik einhergehen, 
ist von vielen Betrachtern der transatlanti-
schen Szenerie während der siebziger Jahre 
kritisch vermerkt worden. Als die kommuni-
stische Revolutionsregierung von Kambo-
dscha im Mai 1975 das amerikanische Fracht-
schiff „Mayaquez" kapern ließ, überbot die Le-
gislative als institutionalisiertes Gegenge-
wicht zu möglicherweise unbedachtem Vorge-
hen der Exekutive den Präsidenten noch an 
opportunistisch-kraftmeierischem Gehabe. 
Ohne zureichende Informationen übten sich 
fast alle Abgeordneten in militanter Rhetorik.

Und die parlamentarischen Beratungen der 
vergangenen Jahre haben den Eindruck ver-
stärkt, die US-Legislative verwechsle die bloße 

Demonstration vermehrter Einflußnahme mit 
dem Vermögen, die Geschicke des Landes im 
Bereich der Außen- und Innenpolitik vom Ka-
pitol aus mit der gebotenen Umsicht lenken zu 
können. Erst setzte der Kongreß im Dezember 
1974 bei der Verabschiedung eines neuen 
Handelsgesetzes das sogenannte Jackson-
Amendment durch, welches der Sowjetunion 
die Meistbegünstigung nur unter der Voraus-
setzung einer liberaleren Auswanderungspoli-
tik einräumen will, und provozierte damit 
nicht bloß Moskaus Nein zum vereinbarten 
Handelsabkommen, sondern auch neue Bela-
stungen für den Versuch, das gegenseitige 
Verhältnis der Supermächte zu stabilisieren. 
Anschließend blockierte das Kapitol im Na-
hen Osten geraume Zeit präsidentielle Inten-
tionen, Jordanien durch die Lieferung von ge-
wünschten Boden-Luft-Raketen wieder fester 
an den Westen zu binden; es ließ fast das 
zweite Sinai-Abkommen vom September 1975 
an der Frage auflaufen, ob und unter welchen 
Bedingungen amerikanische Techniker zur 
Bedienung eines Frühwarnsystems in der Puf-
ferzone zwischen Israel und Ägypten entsandt 
werden dürften; es versuchte die Türkei durch 
Verhängung eines Waffenembargos im Janu-
ar/Februar 1975 zur Mäßigung im Zypernkon-
flikt zu zwingen, mit dem Erfolg, daß die türki-
sche Regierung die amerikanische Flagge auf 
25 US-Basen einholte; es gab 1975/76 die pro-
westliche Befreiungsbewegung FNLA in An-
gola durch Verweigerung finanzieller und mi-
litärischer Hilfsmittel dem Untergang preis 
und brüskierte schließlich mit dem Streit um 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien den vor-
mals engsten Verbündeten der USA im nah-
östlichen Raum. Auch die außenpolitischen 
Aktivitäten des 95. und 96. Kongresses neh-
men sich nicht vorteilhafter aus: Allein schon 
das befremdende Gebaren bei der Ratifikation 
des Panamakanal-Vertrags oder die Auseinan-
dersetzungen im Vorfeld der SALT-II-Ratifika-
tion haben erheblichen Zweifel am Weitblick 
und Sachverstand der US-Legislative geweckt; 
und niemand mag derzeit nennenswerte Bei-
träge des US-Parlaments zur nationalen Kri-
senbewältigung in Sachen Vorderer Orient 
bzw. Indischer Ozean auszumachen.

Doch auch im Innern konnte sich der Kongreß 
in den vergangenen Jahren nicht zu wegwei-
senden Taten aufraffen. Ob Energieversor-
gung oder Konjunktursteuerung, Gesund-
heitsfürsorge oder Daseinsvorsorge, ob Städ-
tesanierung oder Umweltschutz: zu mehr als 



einer zermürbenden Verschleppung von Lö-
sungsvorschlägen hat es kaum je gereicht.
Solche Lähmungserscheinungen im Entschei-
dungsprozeß der Weltmacht USA gehen zu-
nächst einmal auf das Konto eines Kongres-
ses, dessen innerem Zustand das Attribut 
„chaotisch" durchaus gerecht wird. Der Vor-
satz, künftigen Präsidenten zu zeigen, „was 
eine Harke ist", beflügelt selbst altgediente 
Parlamentarier bis hin zur Obstruktion. Mehr 
noch: Allzu viele Kongreßmitglieder orientie-
ren sich heute ausschließlicher als zuvor an 
Karriere- und Überlebensgedanken, betrach-
ten sich weniger als Repräsentanten der Ge-
samtnation denn als Agenten ihres Wahlkrei-
ses oder als Advokaten einflußreicher Interes-
senverbände. Die wachsende Fragmentierung 
der US-Gesellschaft spiegelt sich in parlamen-
tarischen Desintegrationsprozessen wider; 
und Klagen über die „Tyrannei der Mediokri-
tät" kommen in zunehmendem Maße aus dem 
Kapitol selbst, von solchen Abgeordneten frei-
lich, die um die Gefahren bloßer Kirchturmpo-
litik wissen. Klare Mehrheitsverhältnisse für 
die Demokratische Partei schlagen für Jimmy 
Carter nicht zu Buche: denn Partei- bzw. Frak-
tionsdisziplin existieren bestenfalls in rudi-
mentären Formen; und Loyalität zum Demo-
kratischen Präsidenten ist für die Demokrati-
schen Kongreßmitglieder kein wesentliches 
Kriterium ihres politischen Verhaltens. Lob-
bies, ethnische Lobbies zumal, üben augen-
blicklich kaum zu konterkarierende Macht in 
den Häusern der Legislative aus: Gegen die 
griechische Lobby, die das jahrelange Waffen-
embargo über die Türkei erzwang, scheint 
ebensowenig ein Kraut gewachsen wie gegen 
die israelische Lobby, die sich als Wächter 
über die amerikanische Nahostpolitik ge-
riert 9a).
Freilich liegen dem chaotischen Zustand 
des Kongresses am Ausgang der siebziger 
Jahre nicht bloß herkömmliche „Schwächen" 
des Parteien- und Fraktionswesens, nicht bloß
9a) Wie stark deren Einfluß vor allem auch in Wahl-
zeiten zu spüren ist, offenbart das unwürdige Tak-
tieren Carters anläßlich der Nahost-Resolution des 
Weltsicherheitsrats vom 1. März 1980. Nachdem 
UN-Botschafter Mc Henry einer Entschließung zu-
gestimmt hatte, die die israelische Siedlungspolitik 
in den besetzten Gebieten verurteilt, leistete sich 
Carter kurz darauf unter Hinweis auf Kommunika-
tionspannen innerhalb des Regierungsapparates ei-
nen schmählichen Rückzieher, als sein Demokrati-
scher Rivale Edward Kennedy opportunistischen 
Nutzen aus dem Protest der Israel-Lobby zu ziehen 
suchte.

hinlänglich bekannte Qualitätsdefizite oder 
provinzielle Perspektivenverengungen in den 
Reihen der Kongreßmitglieder zugrunde — 
„Schwächen" übrigens, die gelegentlich das 
Funktionieren des Regierungsprozesses 
durchaus befördern mochten. Vielmehr haben 
Ansätze zu institutioneilen Reformen, zu ei-
nem Mehr an Demokratisierung und Transpa-
renz im Kongreß die erwähnten Übel fürs 
erste eher noch verstärkt: Indem sie überkom-
mene Funktionsweisen, Organisations- und 
Steuerungsprinzipien der Legislative mit gu-
tem Grund teilweise veränderten, haben sie 
mindestens zeitweilig Unsicherheiten im Be-
ziehungsgeflecht Exekutive-Legislative wie 
innerhalb der hochdifferenzierten Parla-
mentsmaschinerie geschaffen. Bis in die sieb-
ziger Jahre hinein ließ sich die Hierarchie des 
Kongresses ohne Mühe orten, beherrschten 
eingespielte Kooperationsmuster die Bezie-
hungen der „antagonistischen Partner" im 
Weißen Haus und auf dem Kapitol. Die Spre-
cher beider Häuser, die Führer der jeweiligen 
Mehrheits- und Minderheitsparteien in bei-
den Kammern samt ihren engeren Fraktions-
führungsstäben bedienten zusammen mit den 
Vorsitzenden der wichtigsten Ausschüsse die 
Schaltstellen parlamentarischer Macht. Durch 
informell-exklusive Führungszirkel nomi-
niert, über das altehrwürdige Verfahren der 
Anciennität („Seniority Principle") bestellt, 
durch Ämterhäufung und Personalunion mit 
vermehrtem Einfluß ausgestattet, lenkte diese 
Machtelite die parlamentarischen Aktivitäten, 
koordinierte sie das Zusammenwirken mit Re-
gierung und Bürokratie; „undemokratisch" al-
les dies unter Aspekten der Chancengleich-
heit, der „Intraorgankontrolle" oder Transpa-
renz ganz ohne Zweifel, doch von gelegentlich 
verblüffender „Effizienz", wo sie geboten 
schien.
Vor dem Ansturm von Demokratisierungspa-
rolen, seit Ende der sechziger Jahre vor allem 
vom „linken" Flügel der Demokratischen Par-
tei artikuliert, und vor dem reformerischen 
Elan jener Parlamentsneulinge der Demokra-
tischen Partei, welche die „Protest"-Wahlen 
vom November 1974 in den Kongreß 
schwemmten, sind diese traditionellen Macht-
strukturen zerbrochen. Die Besetzung der 
Ausschuß- und Unterausschußpositionen wird 
seither nicht mehr in gewohntem Umfang 
durch Anciennitätsprinzip, Protektion und 
Kuhhandel vorgenommen, sondern im größe-
ren Kreis eines „Steering Committee", eines 



Lenkungsausschusses der Demokratischen 
Partei, der überdies verstärkter Kontrolle 
durch die Gesamtfraktion unterworfen ist. In 
beiden Häusern ist die Möglichkeit einge-
schränkt worden, daß ein und dasselbe Mit-
glied mehreren Komitees präsidieren kann, 
was den Aufstieg von .Junioren“ in einflußrei-
che Machtpositionen begünstigt Wo im Re-
präsentantenhaus aus eben diesem Grunde 
die Zahl der Ausschußmitglieder generell er-
höht und gleichzeitig die Zahl der Unteraus-
schüsse vermehrt wurde, hat der Senat die Zu-
ständigkeit seiner Komitees neu definiert und 
den Anteil der (Republikanischen) Minderheit 
an Ausschußsitzen gerechter festgelegt10 ). Die 
Abschaffung des Senioritätsprinzips, das frü-
her die „Längerdien

11

enden" automatisch in die 
Schlüsselpositionen der beiden Häuser beför-
derte, hat „milder Anarchie“ den Weg ins Par-
lament bereitet ).

12) Richard T. Johnson, Managing the White House, 
New York 1974; zu diesem Sachverhalt auch Samuel 
und Dorothy Rosenman, Presidential Style. Some 
Gigants and a Pygmy in the White House, New York 
1976; Jürgen Hartmann, Der amerikanische Präsi-
dent im Bezugsfeld der Kongreßfraktionen. Struktu-
ren, Strategien und Führungsprobleme in den Be-
ziehungen der Präsidenten Kennedy, Johnson und 
Nixon zu den Mehrheitsfraktionen im Kongreß 
(1961—1973), Berlin 1977.

Die Demokratisierung verhindert heute die 
Etablierung einer starken Führung in Senat 
und Repräsentantenhaus; Parlamentsführer 
vom Schlage eines Sam Rayburn oder Lyndon 
Johnson, die Gesetze durchbrachten, Aktio-
nen mit der Exekutive koordinierten und 
Mehrheiten beschafften, werden sich künftig 
nur noch schwer profilieren und halten kön-
nen. Weil sich die Machtpositionen der Abge-
ordneten weitgehend angeglichen haben, weil 
sich die ohnehin hochgradig differenzierten 
und spezialisierten Formen parlamentarischer 
Mehrheitsfindung heute noch stärker ausgefä-
chert und durch „Transparenz'-Forderungen in 
ihren Arbeitsweisen verändert haben, fehlt es 
dem Weißen Haus zum einen an einflußrei-
chen Partnern für politische Geschäfte, für „do 
ut des“-Aktionen, fehlt esder Bürokratie zum 
anderen an vertrauten Anlaufstationen im 
komplexen Gestrüpp einer arbeitsteiligen Le-
gislative. Wo früher „Bargaining“, wo „Log-Rol-
ling" ein Minimum an Effizienz in einem strikt 
gewaltenteiligen Herrschaftssystem gewähr-
leisteten, Verbindungsleute der Ministerien 
mit Komiteevorsitzenden um Gesetzesvorla-
gen feilschten, die ihrerseits durch Gewähr 
oder Entzug von Vergünstigungen Ausschuß-
10) Zur innerorganischen Strukturreform des Se-
nats: Judith H. Parris, The Senate Reorganizes Its 
Committees, in: Political Science Quarterly, vol. 94, 

No. 2, 1979, S. 319ff.; Hinweise auf organisatorische 
Reformmaßnahmen im Repräsentantenhaus finden 
sich bei Kenneth A Shepsle, Democratic Committee 
Assignments in the Modern House, Chicago 1978 
(vor allem 'Schlußkapitel).
11) So Dieter Buhl, Schlechte Noten für Jimmy Car-
ter, in: Die ZEIT vom 12. Mai 1978, S. 9. 

mehrheiten mobilisieren konnten, sind heute 
solche Praktiken ins Kreuzfeuer innerorga-
nisatorischer Demokratiepostulate geraten, 
ohne daß freilich schon neue Kooperations-
muster den Test der Praktikabilität bestanden 
hätten.
Die Beschneidung präsidentieller Handlungs-
möglichkeiten in der unmittelbaren Gegen-
wart resultiert, soviel ist deutlich geworden, 
zuvörderst aus veränderten Machtkonstella-
tionen auf dem Kapitol. Der reduzierte Ent-
scheidungsspielraum des Weißen Hauses ist 
aber Ausfluß auch des Carterschen Wahl-
kampfversprechens, die Macht des hohen Am-
tes nach den unseligen Erfahrungen „imperia-
ler Präsidentschaft" nicht mehr bis auf den 
letzten Trumpf auszureizen, ein „Mehr an De-
mokratie“ auch im eigenen Führungstil zu ver-
wirklichen.

2. Die „demokratische“ Regierungsweise 
Jimmy Carters

Wie sehr die Etablierung und Sicherung politi-
scher Herrschaft im Weißen Haus, wie sehr 
Chancen der Information und Innovation, 
Kontrolle und Koordination, Planung und Ent-
scheidung von der Auslese geeigneter Mitar-
beiter, von sachgerechter Zuordnung der Äm-
ter und Funktionen abhängen, ist am Schicksal 
vieler Administrationen abzulesen. Richard 
T. Johnson, langjähriger Mitarbeiter des Wei-
ßen Hauses, hat in seiner Analyse präsidialer 
Mitarbeiterführung und Amtsorganisation 
drei Verhaltensmuster unterschieden und 
ihre eigentümlichen Vorzüge bzw. Nachteile 
beschrieben: das formalistische, das kompeti-
tive und das kollegiale 12 ).
Truman, Eisenhower und Nixon bevorzugten 
einen klar strukturierten Ablauf der Entschei-
dungsfindung und peilten eher die „beste“ Pro-
blemlösung an als den Kompromiß zwischen 
divergierenden Positionen. Sie scheuten Kon-
flikte mit Mitarbeitern und suchten den analy-
tisch-distanzierten Beratertyp wie Sherman 
Adams oder Henry Kissinger. Eine formali-



sierte Stabsstruktur, eindeutig vorgegebene 
Informationskanäle und die „unpolitisch"-ra-
tionale Präsentation alternativer Handlungs-
entwürfe mit ihrem Für und Wider lokalisier-
ten die verbindliche Entscheidung, die Wahl 
der „optimalen" Lösung beim Präsidenten; der 
technologische dominierte über den politi-
schen Entscheidungsaspekt
Roosevelt dagegen hat, wo immer möglich, das 
persönliche Engagement und die unmittelbare 
Konfrontation gesucht. Indem er aggressive 
Verfechter gegensätzlicher Positionen in sei-
nem Stab einander konfrontierte, Leute wie 
Harry L Hopkins, Henry Morgenthau oder 
Harold L. Ickes, Verantwortung und Autorität 
in sich überschneidenden Segmenten dele-
gierte, hat der Pragmatiker im Weißen Haus 
politische Macht und Kontrolle ausgeübt: Die 
Konflikte unter den Mitarbeitern boten Ge-
währ für einen breiten Informationsstrom zum 
Präsidenten und erforderten seine schlich-
tende Stellungnahme. Der Konflikt galt 
Roosevelt ebenso als Quelle der Information 
wie als Garant fortdauernder Kreativität und 
Erzeuger provokatorischer Impulse im politi-
schen System, wie er denn überhaupt Politik 
nicht als technokratisches Phänomen, sondern 
als Ausdruck von Macht und Herrschaft ver-
standen hat.
Der kollegiale Typus des politischen Manage-
ments ist unter der Präsidentschaft John F 
Kennedys wenigstens umrißhaft praktiziert 
worden. Teamwork sollte zur richtigen Ent-
scheidung führen, Konflikte kollegial ausge-
tragen, die argumentativen Vorzüge der un-
terschiedlichen Positionen zur hieb- und stich-
festen Konzeption, zum tragfähigen Kompro-
miß zusammengefügt werden.
Jimmy Carters Regierungsstil läßt sich cum 
grano salis demjenigen John F Kennedys ver-
gleichen, wobei die unterschiedliche Perfek-
tion seiner Handhabung durchaus Varianten 
sichtbar macht. Die „imperiale Präsidentschaft" 
Nixons hatte den formalistischen Typus der 
Entscheidungsfindung und demokratiewid-
rige Verwaltungs- und Herrschaftsmethoden 
im Watergate-Skandal vor aller Augen diskre-
ditiert; allein ein radikaler Stilwandel konnte 
dem Weißen Haus noch öffentliche Legimität 
verheißen. Wo sich der Präsident allzu sehr 
vom Prozeß der Meinungsfindung distanziert, 
die persönliche Kommunikation mit dem Re-
gierungspersonal scheut,, leidet die Kontrolle 
über den Apparat: Nicht zufällig sind Fehlver-
halten, Korruption und Geheimniskrämerei 

im Beraterstab der Administrationen Truman, 
Eisenhowerund Nixon häufiger als landesüb-
lich aufgetreten. Wo formalistische Organisa-
tionsstrukturen der Dezision bevorzugt, wo 
Mitarbeiter auf bestimmte Funktionen und 
Positionen in einem hierarchisch gegliederten 
Apparat festgelegt werden, stellen sich demo-
kratiewidrige Mängel ein: sektiererisches 
Spezialistentum und technokratisches Räso-
nieren im Beraterstab, ein stark verkürztes In-
formations- und Optionsspektrum des Präsi-
denten, dessen letztinstanzlich-„absolutisti-
sche" Entscheidung der Komplexität der zu lö-
senden Problematik nicht mehr entspricht und 
überdies in ihrer Begründung nicht mehr poli-
tisch vermittelt ist.
Folgerichtig polemisierte Carter im Wahl-
kampf 1976 gegen absolutistisches Arkange-
habe und machtbesessene Zentralisation aller 
Entscheidungsbefugnisse im engsten Berater-
kreis des Weißen Hauses bzw. beim Präsiden-
ten selbst und versprach sie durch Prinzipien 
politischer Eigenverantwortlichkeit und de-
mokratischer Transparenz abzulösen. Daß er 
sein Wahlversprechen ernst genommen hat, 
belegt die Regierungspraxis der ersten Amts-
jahre: Seine Minister genossen lange einen in 
den vergangenen Jahrzehnten nahezu unbe-
kannten politischen Freiraum, konnten sich in 
Kabinettssitzungen Gehör verschaffen und 
fanden unschwer Zugang zum Staatschef; der 
Präsident scheute sich nicht vor persönlichem 
Engagement bei der Meinungsformung und 
wollte Berater und Regierungsmitglieder in 
der Überzeugung einen, es gebe für jedes poli-
tische Problem die angemessene Lösung, 
wenn man bloß demokratie-adäquaten Tech-
niken der Entscheidungsfindung, der Kunst 
des Kompromisses und kollegialen Zusam-
menwirkens Geltung verschaffe.
Freilich ist die anfängliche Zustimmung der 
amerikanischen Öffentlichkeit zum demokra-
tischen „Neubeginn" im Weißen Haus bald 
wachsender Kritik an vermeintlicher oder tat-
sächlicher Führungs- und Ziellosigkeit der 
Carter-Administration gewichen; wobei die 
Sprunghaftigkeit einer „öffentlichen Mei-
nung", die rasch verwirft, was sie eben noch 
eingeklagt hat, ebenso ins Auge fällt wie die 
Berechtigung mancher Vorwürfe an die 
Adresse des Präsidenten, der den Wert zentra-
ler Koordination und nach außen demonstrier-
ter Geschlossenheit der Regierung, von Ken-
nedy bei allem Bemühen um Team-Arbeit 
stets eingefordert, allzu gering veranschlagt 



hat. Wo Transparenz und Eigenverantwortung 
in Widersprüchlichkeit und Rivalität öffent-
lich verkündeter Pläne umschlug, mußte der 
Anschein präsidentieller Unentschlossenheit 
und Machteinbuße entstehen, der den drasti-
schen Popularitätsverfall der Carter-Admi-
nistration beschleunigte.
Der Präsident hat sich nach langem Sträuben 
diesem Dilemma, dem, sagen wir es noch ein-
mal, auch unvereinbare Forderungen einer Öf-
fentlichkeit zugrunde lagen, die Machtverrin-
gerung und Leistungssteigerung der Exekuti-
ve, demokratische Transparenz und admini-
strative Stringenz politischer Entscheidungs-
prozesse wünschte, auf eine Weise gestellt, die 
neuerliche Kritik entfachte: Indem er die Kon-
trolle über die Stabsarbeit des Weißen Hauses 
und des gesamten Regierungsapparates stär-
ker in seiner Person konzentrierte, geriet er 
zum einen in den Verdacht, unheilvolle Tradi-
tionen der totgeglaubten „imperialen Präsi-
dentschaft" zu erneuern, wurde ihm zum ande-
ren vorgehalten, er kümmere sich zuviel um 
zweitrangige Angelegenheiten oder Detailfra-
gen und versäume darüber die Richtlinienbe-
stimmung im großen. Als er gar im Frühsom-
mer 1978 Gerald Rafshoon als Berater für Me-
dienfragen mit der Funktion betraute, regie-
rungsamtliche Verlautbarungen nach außen 
hin zu koordinieren, trug ihm dieser Entschluß 
den Tadel ein, er wolle nach Nixon'scher Ma-
nier die öffentliche Meinung des Landes steu-
ern und manipulieren. Carter hat sich von sol-
cher Kritik nicht abhalten lassen, frisch ge-
wonnene Einsichten in Sachnotwendigkeiten 
des Regierungsprozesses konsequent in die 
Tat umzusetzen: Im Juli 1979 erneuerte er im 
Zuge eines radikalen Kabinettsrevirements 
die unter Nixon in Verruf geratene Position 
eines Stabschefs im Weißen Haus, um sich 
selbst von administrativ-organisatorischen 
Aufgaben zu entlasten. Ein Jahr vor Ablauf der 

(ersten) Amtsperiode hat Carter seine ange-
schlagene Administration noch einmal zu re-
vitalisieren und Weichen für ein leistungsfähi-
geres Regiment zu stellen versucht. Ob die de-
finitive Machtübernahme der „Georgia-Mafia", 
die Berufung Hamilton Jordans zum Stabs-
chef, Jody Powells zum Pressechef des Weißen 
Hauses, beide mit dem Auftrag einer zentralen 
Überwachung und Koordinierung des gesam-
ten Regierungsapparates versehen, ob die Be-
trauung des Vorsitzenden des Nationalen Si-
cherheitsrates, Zbigniew Brzezinski, mit der 
Aufgabe der letztinstanzlichen Sichtung und 
Weiterleitung von Informationen an den Prä-
sidenten die erstrebte „Tendenzwende" bewir-
ken und damit der Carter-Administration in 
letzter Minute den Anschein von Effizienz 
und Zielstrebigkeit vermitteln kann, scheint 
im Augenblick eher zweifelhaft.

Eine faire Bewertung der ersten Amtsperiode 
Präsident Carters muß in jedem Fall den Um-
stand berücksichtigen, daß der letzthin so laut-
stark artikulierte Ruf der amerikanischen Ge-
sellschaft nach visionärem Führertum auch als 
Reaktion auf den demokratischen Regierungs-
stil Carters zu werten ist, den eben diese Ge-
sellschaft nach Jahren der „imperialen Präsi-
dentschaft" erfolgreich einklagte; daß 1976 
eine andere Rangfolge der öffentlichen Wert-
vorstellungen existierte als 1980, die zwar 
durchaus dem Phänomen der „Leadership" bei-
pflichtete, aber doch nur einer solchen, die Ef-
fizienz und Transparenz, pragmatische Nüch-
ternheit und politische Zielstrebigkeit, demo-
kratisches Teamwork und technokratische 
Stringenz beim mühsamen Geschäft des Re-
gierens miteinander in Einklang bringen woll-
te. Daß Carter solche Erwartungen bloß unzu-
länglich erfüllt hat, sei hier schon eingeräumt; 
ob sie insgesamt überhaupt zu verwirklichen 
waren, darf bezweifelt werden.

III. Das Erbe der Vietnam-Verstrickung: 
Die Identitätssuche der USA in der Weltpolitik

Auch dort, wo die Außenpolitik Jimmy Car-
ters Meinungsverschiedenheiten auslöst, 
müssen zunächst vorgegebene Konstellatio-
nen und Sachzwänge ins Auge gefaßt werden. 
Manche Kritiker verkennen die singuläre 
Komplexität des gesellschaftlichen und inter-
nationalen Handlungsumfeldes, in dem die 

Außenpolitik der Vereinigten Staaten an der 
Wende zu den achtziger Jahren geplant und 
ausgeführt werden muß. Wie in anderen Poli-
tikbereichen hat Carter auch auf dem Felde 
des Auswärtigen als erster Präsident die volle 
Wucht der Konsequenzen aus Watergate-De-
saster und Vietnam-Debakel zu spüren be-



kommen. Die Tage der „imperialen Präsident-
schaft" sind selbst für die Vielzahl der außen-
politischen Entscheidungskompetenzen zu 
Ende gegangen, in denen sie sich mit besonde-
rer Dynamik entfaltet hatte; was seit dem 
Zweiten Weltkrieg kaum je bestrittene Do-
mäne des Weißen Hauses war, die Führung 
nämlich der auswärtigen Politik (die freilich 
pluralistische Einflußnahme niemals aus-
schloß), ist inzwischen zum Schauplatz macht-
bewußter Auseinandersetzungen geworden, 
auf dem die Exekutive mit oder gegen Kon-
greß, Parteien, Interessengruppen und eine 
diffuse öffentliche Meinung agieren muß. 
Mehr noch: Seit den Tagen des Vietnam-Krie-
ges spaltet eine leidenschaftliche Debatte 
über die angemessene Rolle der USA in der 
Weltpolitik Sozialwissenschaftler, Journali-
sten und Politiker in feindliche Lager, 
schwankt die amerikanische Gesellschaft ins-
gesamt zwischen nationalem Masochismus 
und aufbrandendem Chauvinismus, zwischen 
Sehnsucht nach vergangenem Isolationismus, 
Verklärung des imperialen Ordnungsan-
spruchs der Weltführungsmacht in den Tagen 
des Kalten Krieges und spontan aufbrechen-
der Aggressivität hin und her, die einen be-
grenzten Interventionismus mit den Mitteln 
traditioneller Kanonenbootdiplomatie for-
dert.
Welchen außenpolitischen Kurs das Weiße 
Haus derzeit auch immer steuert, verstärkt es 
entweder die Polarisierungstendenzen in der 
amerikanischen Gesellschaft oder läuft es Ge-
fahr, sich zwischen alle Stühle zu setzen. Der 
Streit um die Position Amerikas in der inter-
nationalen Politik wird zudem in einem welt-
geschichtlichen Augenblick ausgetragen, da 
eine globale Revolution das überkommene 
Staatensystem verändert und zusätzliche Füh-
rungsprobleme aufwirft, die künftig jeder Ad-
ministration, gleich welcher Couleur, das For-
mulieren und Exekutieren einer stringenten 
weltpolitischen Konzeption erschweren wer-
den: eine Revolution, die die Zahl der Teilneh-
mer am internationalen Mächtekonzert stetig 
anschwellen läßt, das Gewicht der Sowjet-
union und Westeuropas ebenso wie den Ein-
fluß der OPEC-Länder stärkt und damit den 
machtpolitischen Stellenwert der Vereinigten 
Staaten notwendig mindert. Nimmt man zu-
guterletzt den Umstand hinzu, daß die weltpo-
litischen Herausforderungen der Gegenwart 
mit einem außenpolitischen Apparat zu bewäl-
tigen sind, der nach den Worten Hans J. Mor-

genthaus seit langem den Eindruck des „insti-
tutionalisierten Chaos" vermittelt 13), worunter 
auch „imperiale" Präsidenten litten, mag ein 
nicht unerheblicher Teil derzeitiger Kritik am 
Weißen Haus an den Realitäten vorbei zie-
len14).

13) Die Schwerfälligkeit der außenpolitischen Ent-
scheidungsmaschinerie resultiert vor allem aus 
vielfältigen Kompetenzüberschneidungen und riva-
lisierenden Eifersüchteleien zwischen einer Reihe 
von Ministerien, unabhängigen Regierungsagentu-
ren, einer Vielzahl interministerieller und interbe-
hördlicher Komitees, von Geheimdiensten und den 
persönlichen Beratern des Präsidenten, die allesamt 
am außenpolitischen Entscheidungsprozeß partizi-
pieren. Das State Department muß sich zunehmend 
mit der Rolle eines bloßen Auführungsorgans zu-
frieden geben und ist einer Reihe bürokratischer 
Zwänge unterworfen. Zu diesem Sachverhalt u. a. J. 
M. Destier, Presidents, Bureaucrats, and Foreign Po-
licy, Princeton 1972; Morton Halperin, Bureaucratic 
Politics and Foreign Policy, Washington 1974; Tho-
mas H. Etzold, The Conduct of American Foreign 
Relations. The Other Side of Diplomacy, New York 
1978; Ernst-Otto Czempiel, Amerikanische Außen-
politik, Stuttgart 1979.
14) Zur Darstellung und Bewertung der genannten 
Voraussetzungen amerikanischer Außenpolitik sei 
vor allem verwiesen auf Stanley Hoffmann, Primaey 
or World Order. American Foreign Policy since the 
Cold War, New York 1978; ders., A View From At 
Home. The Perils of Incoherence, in: Foreign Affairs, 
vol. 57, No. 3, 1979, S. 463 ff.; ebenso Samuel P. Hun-
tington, American Foreign Policy. The Changing Po-
litical Universe, in: The Washington Quarterly, 
vol. 2, No. 4, 1979, S.32ff.

1. Forcierte Partizipationsansprüche des 
Kongresses in der Internationalen Poli-
tik

Planung und Durchführung einer konsisten-
ten US-Außenpolitik sind in der letzten Zeit 
immer häufiger an beiden Häusern des Kon-
gresses aufgelaufen, die seit Watergate und 
Vietnam Kompetenzen selbst dort einfordern, 
wo sie diese aufgrund ihrer spezifischen Orga-
nisations- und Funktionsweisen kaum ausfül-
len können. Die Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse der Legislative vermitteln 
den Eindruck wachsender Atomisierung. Der 
engstirnige Provinzialismus einer Abgeordne-
tengeneration, die heute ungenierter denn je 
partielle Gruppen- und lokale Wahlkreis-
interessen vertritt, erschwert die Entwicklung 
nationaler Strategien und Politikperspektiven. 
Die Integrationspotenz der Fraktionsführun-
gen hat in dem Maße abgenommen, wie ihnen 
parlamentarische Strukturreformen Diszipli-
nierungsmittel, positive und negative Sank-
tionsinstrumente entzogen. Und eine wu-
chernde Kongreßbürokratie präjudiziert mit *i)



selbstherrlichem Machtanspruch parlamenta-
rische Beschlüsse, wo sie doch bloß die Ent-
scheidungsfindung der Abgeordneten erleich-
tern und durch ihre Tätigkeit parlamentari-
sche Informations- oder Planungsdefizite ge-
genüber der Exekutive ausgleichen soll15 ).

15) Die Sekretariatskräfte und die oft sehr eigenwil-
ligen Berater- und Expertenstäbe sind von 4 489 Be-
diensteten im Jahre 1968 auf 13 276 im Jahre 1978 
angewachsen, worauf der informative Artikel von 
Andreas Kohlschütter, Amerika und die Mühsal der 
Macht, in: die ZEIT vom 23. März 1979, S. 9, ver-
weist.
16) Die gesetzlichen Beschränkungen der außenpo-
litischen Kompetenzen des Weißen Hauses sind 
u. a. aufgeführt bei Zeidenstein und Fisher, a. a. O.; 
zur Erschwerung des außenpolitischen Geschäfts 
durch den Kongreß auch Douglas J. Bennet, jr., Con-
gress in Foreign Policy. Who Needs It?, in: Foreign 
Affairs, vo. 57, No. 1, 1978, S. 17 ff.

Wenn der Kongreß in den frühen siebziger 
Jahren den weithin begrüßten Versuch unter-
nahm, Auswüchse der „imperialen Präsident-
schaft" auch auf dem Felde des Auswärtigen 
zurückzuschneiden16 ), so stellen heute seine 
Interventionen die Entwicklung mittel- und 
langfristiger Strategien in der Außenpolitik 
des Landes in Frage. Weder respektiert die Le-
gislative bewährte Verhaltensmuster traditio-
neller Diplomatie, noch können ihre fragmen-
tierten Kammern jene Kontinuität und Ratio-
nalität der Dezision gewährleisten, die allein 
der Bewältigung komplexer Handlungskon-
stellationen angemessen sind. Wo in Konflik-
ten mit totalitären oder autoritären Herr-
schaftssystemen zuweilen allein geheimdiplo-
matische Aktionen Lösungen verheißen, Ab-
machungen oft nur um den Preis der Ausklam-
merung des Unvereinbaren oder mittels ausle-
gungsfähiger Formulierungen zustande kom-
men, verhindern parlamentarische Transpa-
renz- und Eindeutigkeitsgebote solch erfolg-
versprechenden Pragmatismus. Wo in interna-
tionalen Krisensituationen Besonnenheit ge-
fordert ist, spontaner Aktionismus auf mittel-
und langfristige Strategien bezogen bleiben 
muß, verleihen heute die amerikanischen Ab-
geordneten in gesteigertem Maße den außen-
politischen Augenblicksstimmungen der 
Wählerschaft und den diffusen Schwankun-
gen der Öffentlichkeit Ausdruck.
Zwar hat die Carper-Administration trotz 
hochgehender Emotionen die Panama-Ver-
träge durch den Kongreß schleusen und parla-
mentarischen Segen für Waffenlieferungen in 
die nahöstliche Region oder die Aufhebung 
des Waffenembargos gegen die Türkei erlan-

gen können: freilich bloß mit hauchdünnen 
Mehrheiten in den meisten Fällen und zu poli-
tischen Kosten, welche die Zielsetzungen der 
Aktionen in Frage stellten. Bloße Drohgebär-
den des Kongresses blockierten den Ausbau 
der Kontakte zu Kuba oder Vietnam; Initiati-
ven Carters im Bereich der Auslandshilfe oder 
der Export-Import-Politik liefen an Kunge-
leien des Kongresses mit außerparlamentari-
schen Gruppen auf; und der Stand der SALT-
II-Ratifikation läßt Optimismus ebensowenig 
angebracht erscheinen wie die irrationalen 
Reaktionen vieler Abgeordneter und Senato-
ren bei der Besetzung der Teheraner US-Bot-
schaft im November vergangenen Jahres oder 
anläßlich des sowjetischen Einmarsches in 
Afghanistan.

2. Amerikanische Außenpolitik im Kraft-
feld des gesellschaftlichen Pluralismus

Unter dem Banner der „Demokratisierung" 
und geschickter Nutzung latenter Ängste vor 
einer Wiederkehr der „imperialen Präsid

17

ent-
schaft" schalten sich seit einigen Jahren un-
zählige „pressure groups“, ethnische oder reli-
giöse Minderheiten mit stärkerem Nachdruck 
als zuvor in die Führung der auswärtigen Ge-
schäfte ein ). Der seit dem Zypern-Konflikt 
anhaltende Druck der Helleno-Amerikaner 
und der griechisch-orthodoxen Kirche der 
USA mit etwa zwei Millionen Gläubigen auf 
den Kongreß zugunsten eines Waffenembar-
gos gegenüber der Türkei hat den Versuch des 
Weißen Hauses erschwert, die südöstliche 
Flanke des NATO-Bündnisses zu konsolidie-
ren. Das kontinuierliche Eintreten des ameri-
kanischen Judentums für eine pro-israelische 
Nahostpolitik der wechselnden Administra-
tionen hat sich im Zeichen der Carter-Regie-
rung verstärkt und das Weiße Haus an man-
chen erfolgversprechenden diplomatischen 
Aktionen im Nahost-Konflikt gehindert.
Zahlenmäßig große Gruppen wie die osteuro-
päischen Minderheiten oder die Veteranen-
verbände mobilisieren ihre Bataillone zur Be-
einflussung der US-Außenpolitik stets dann, 
wenn sie eine Aufweichung der antikommuni-
stischen Gesinnung wittern; sie dürfen sich

17) Zu diesem Sachverhalt Russell W. Howe/Sarah 
H. Trott, The Power Peddlers-How Lobbyists Mold 
America’s Foreign Policy, New York 1977; Niels 
Hansen, Der Einfluß ethnischer Minderheiten auf 
die Außenpolitik der Vereinigten Staaten, in: Euro-
pa-Archiv, 32. Jg„ H. 17, 1977, S. 551 ff.



dabei auf die Solidarität der amerikanischen 
Gewerkschaften verlassen, die sich noch im-
mer als Gralshüter des Antikommunismus 
fühlen und dabei auch jedwede Forderung 
nach größeren Rüstungsanstrengungen unter-
stützen. Das rückt gleich jene finanzstarken 
Interessenten ins Blickfeld, die im Zusammen-
spiel mit Militärs und Bürokraten massiven 
Einfluß auf die Legislative nehmen, wann im-
mer rüstungspolitische Fragen zur Debatte 
stehen. Zwar präsentiert sich der „military-in-
dustrial-complex" kaum je als monolithischer 
Block, bestimmen auch nicht ökonomische 
Motive allein die außenpolitischen Präferen-
zen dieser Eliten18 ) und ziehen sie im plurali-
stischen Interessengerangel mit anderen 
„pressure groups" zuweilen durchaus den kür-
zeren. Doch reicht der Einfluß dieser „Veto"-
Gruppe im Kongreß allemal aus, um solche 
Zielsetzungen des Weißen Hauses zu verhin-
dern oder abzuschwächen, welche ihren Inter-
essen eindeutig zuwiderlaufen — nach Water-
gate mehr noch als zuvor, was die rüstungsför-
dernden Zugeständnisse der Exekutive im 
Vorfeld der SALT-II-Ratifikation wie der an-
stehenden Präsidentenwahl belegen19 ).

20) Dazu noch immer aufschlußreich das Buch von
Cecil V. Crabb, jr., Bipartisan Foreign Policy. Myth
or Reality, Evanston 1957.
21) Welche inneren und äußeren Gefahren den Ver-
einigten Staaten aus einer künstlich angefachten
Konfrontation der zwei Parteien in Sachen Außen-
politik drohen, die sich vor allem an der persischen
Revolution und der sandinistischen Machtüber-
nahme in Nicaragua zu kristallisieren scheint, hat 
kürzlich William P. Bundy dargelegt in: „Who Lost 
Patagonia? Foreign Policy in the 1980 Campaign", in: 
Foreign Affairs, vol. 58, No. 1, 1979, S. 1 ff.

3. Die außenpolitische Fragmentierung der 
amerikanischen Öffentlichkeit

Wenngleich die Außenpolitik der USA sich 
auch früher zuweilen als Resultat pluralisti-
scher Gruppenkompromisse oder partikularer 
Interessenpressionen darstellte, war doch im 
gesellschaftlichen Konsens über die Prinzi-
pien der amerikanischen Staatsraison die Ge-
währ relativer Kontinuität und Konsistenz der 
außenpolitischen Verhaltensweisen während 
eines überschaubaren Zeitraums verankert. 
Das Phänomen der „Bipartisanship“ drückte 
die Übereinstimmung im Grundsätzlichen auf

18) Aufschlußreich in diesem Zusammenhang die 
empirische Studie von Bruce M. Russett/Elizabeth 
C. Hanson, Interest and Ideology. The Foreign Po-
licy Beliefs of American Businessmen, San Fran-
cisco 1975.
19) Schon in einer bedeutsamen verteidigungspoliti-
schen Rede vom 12. Dezember 1979 hatte Carter, 
der noch im Wahlkampf 1976 die Kürzung der Ver-
teidigungsausgaben um fünf bis sechs Milliarden 
Dollar p. a. verheißen hatte, Steigerungsraten von 
inflationsbereinigten 4,5 Prozent pro Jahr für den 
Haushalt des Pentagon angekündigt; nach der so-
wjetischen Intervention in Afghanistan dürften 
„Falken" und die Vertreter des „military-industrial 
complex“ im Kongreß die entsprechenden Budget-
Planungen Carters für die kommenden Haushalts-
jahre eher noch anheben. 

der parteipolitischen Ebene aus20 ). Zwar lö-
sten die kommunistische Machtübernahme in 
China und der Koreakrieg vorübergehend 
scharfe Konflikte zwischen Demokraten und 
Republikanern aus, doch stellte sich im Ver-
lauf der fünfziger Jahre eine so weitreichende 
konzeptionelle Übereinstimmung zwischen 
den Parteien her, daß sowohl die Politik globa-
ler Eindämmung des Kommunismus als auch 
Entspannungsbemühungen in der Nixon/Kis-
singer-Ara im Zeichen der „Bipartisanship" 
exekutiert werden konnten. Der nationale 
Konsens in der Außenpolitik (und damit auch 
die „Bipartisanship") ist erst zerbrochen, als der 
Amtsverzicht Johnsons 1968 und der Rückzug 
aus Vietnam das Scheitern des globalen Con-
tainment-Anspruchs signalisierte und sich 
bald darauf auch die Ausgleichsversuche mit 
der Sowjetunion festliefen.
Frustration, Gespaltenheit und Ziellosigkeit 
der Nation in Sachen Außenpolitik haben 
(ebenso wie die Watergate-Konsequenzen) 
Carter als ersten Präsidenten mit voller 
Wucht getroffen; und seine Bemühungen um 
eine Neubestimmung der weltpolitischen 
Rolle Amerikas sind vom Aufbrechen partei-
politischer Fronten in einem zuvor nicht-kon-
troversen Politikbereich in Frage gestellt wor-
den. Vor allem die Republikaner schwören seit 
längerem aus wahltaktischen Überlegungen 
schrittweise der Tradition überparteilicher 
Außenpolitik ab und suchen durch Dramati-
sierung des amerikanischen Macht- und Pre-
stigeverlustes im Bereich der internationalen 
Politik die Minderwertigkeitskomplexe und 
Verteidigungsreflexe der Nation für ihre 
Zwecke auszunutzen, wobei die künstlich her-
gestellte Polarisierung sich den Republika-
nern um so zwingender aufdrängt, als Carters 
konservative Wirtschaftspolitik den Republi-
kanern im Innern weitgehend den Wind aus 
den Segeln genommen hat21 ).
Es handelt sich im wesentlichen um eine 
künstlich erzeugte Polarisierung; denn im 
Kongreß scheiden sich heute die Geister bei 



außenpolitischen Entscheidungen ebensowe-
nig wie früher entlang parteipolitischer Li-
nien. „Cross-Voting", traditionelles Abstim-
mungsphänomen einer Legislative ohne straff 
organisierte und disziplinierte Fraktionen, hat 
in den vergangenen Jahren als Reflex der all-
gemeinen Unsicherheit in weltpolitischen 
Fragen eher noch häufiger den parlamentari-
schen Alltag bestimmt
Welche außenpolitischen Meinungsverschie-
denheiten spalten im grundsätzlichen die 
amerikanische Öffentlichkeit?22 ) Die traditio-
nellen Verhaltensmuster der USA in der 
Weltpolitik vom rigiden Isolationismus über 
einen Internationalismus mit idealistischer 
wie machtpolitischer Variante bis hin zum In-
terventionismus selektiver oder globaler 
Spielart haben
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 sich in den außenpolitischen 
Einstellungen der amerikanischen Gegen-
wartsgesellschaft im wesentlichen auf zwei 
konfligierende Sichtweisen verengt, auf einen 
liberalen Interventionismus, der zuweilen 
idealistischen Positionen der Vergangenheit 
nahekommt, und einen konservativen Inter-
ventionismus, der mancherlei Gegensätzlich-
keiten in sich vereint und isolationistischen 
Träumen ebenso nachhängt wie Visionen ei-
ner revitalisierten Weltmachtrolle der Verei-
nigten Staaten in wahrhaft globalem Aus-
maß ).

24) Vor allem entwickelt sich auch der Senat, der 
seit den späten fünfziger Jahren als Bastion des libe-
ralen Interventionismus gelten konnte, zunehmend 
zum Hort des Konservativismus. In den Wahlen von 
1976 und 1978 haben eine Reihe liberaler Senatoren 
ihre Sitze an konservative Konkurrenten aus beiden 
Parteien verloren; gegen verbleibende Liberale, die 
sich 1980 zur Wiederwahl stellen müssen, sind 
schon massive Kampagnen ihrer Gegner angelau-
fen, wobei nicht einmal eine Republikanische Mehr-
heit im Senat für die achtziger Jahre ausgeschlossen 
wird. Siehe dazu u. a. Michael Barone, A Republican 
Senate?, in: The New Republic, 13. Oktober 1979, 
S. 8 ff.; und Richard E. Cohen, The GOP Dreams of 
Winning Congress, in: National Journal, 20. Okto-
ber 1979, S. 1752 ff.

Beide Lager befürworten ein internationales 
Engagement Amerikas auch in der nachviet-
namesischen Ära, freilich auf unterschiedliche 
Weise. Das eine setzt auf Entspannung, Rü-

22) Daß auch Gemeinsamkeiten auszumachen sind, 
hat eine demoskopische Analyse der außenpoliti-
schen Einstellungen der Amerikaner ergeben, die 
der renommierte „Chicago Council on Foreign Rela-
tions" im März 1979 veröffentlicht hat. Ihr zufolge 
gilt der Isolationismus nicht als akzeptables Verhal-
tensmuster der USA in der Weltpolitik, ist auch im 
vergleich zur selben Studie aus dem Jahr 1974 die 
Zahl derjenigen stark angewachsen, die traditio-
nelle Bündnisverpflichtungen erfüllt sehen wollen 
und für eine Erhöhung der Militärausgaben plädie-
ren, ohne deshalb einen globalen Interventionismus 
zu verfechten. Zu ähnlichen Ergebnissen gelangen 
Meinungsumfragen anderer Institutionen, die dar-
gestellt sind in W. Schambra, More Bucks for the 
Bang. New Public Attitudes Toward Foreign Policy, 
in: Public Opinion, January/February 1979, S. 47 ff.; 
vgl. auch William Schneider, The Public and Foreign 
Folisy, in: The Wall Street Journal, 7. November 
1979, S. 26 ff. Daten der letzten Jahre sind aufgear-
beitet und in ein theoretisches Konzept eingebun-
den im Buch von Barry B. Hughes, The Domes

23)

tic 
1978 ext of American Foreign Policy, San Francisco 

2  Zum folgenden vor allem Hoffmann, A View 
From At Home, a. a. O., bes. S. 483 ff. 

stungsbeschränkung, Verhandlungen, Multi-
lateralismus und hofft, den umweltpolitischen 
Einfluß der Vereinigten Staaten in erster Linie 
durch den Gedanken der Partnerschaft und 
idealistische Zielvorstellungen befördern zu 
können (die auch das Geschehen im eigenen 
Haus bestimmen müssen), ohne darüber 
machtpolitische Interventionsnotwendigkei-
ten auszuschließen, wo vitale Interessen der 
USA auf dem Spiele stehen. Als Bannerträger 
dieser Konzeption wirken renommierte Wis-
senschaftler, Journalisten und Politiker, deren 
Echo sich durch außenpolitische „pressure 
groups" wie das „American Committee on 
East-West Accord", die „Coalition for a New 
Foreign and Military Policy" oder die Bürger-
lobby „New Directions" vervielfältigt, die sich 
1976 aus einer Reihe religiöser, gewerkschaft-
licher und berufsständischer Gruppen mit 
dem Ziel formiert hat, die Ratifikation des 
SALT-II-Abkommens zu unterstützen. Das an-
dere Lager fordert zu verstärkten Eindäm-
mungsbemühungen gegenüber der Sowjet-
union auf, befürwortet forcierte Rüstungsan-
strengungen und schwankt zwischen globa-
lem Interventionismus und neo-isolationisti-
schen Tendenzen hin und her, wobei der Hang 
zum Unilateralismus des „Protektors" unver-
kennbar ist, der auch moralischen Impulsen 
gegenüber aufgeschlossen bleibt, solange sie 
als eine nach außen gerichtete Waffe gegen 
den Sowjetkommunismus taugen.
Ganz ohne Zweifel bestimmt im Augenblick 
der Block der konservativen Interventionisten 
zunehmend die außenpolitischen Einstellun-
gen der 
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Öffentlichkeit und damit auch des 

Kongresses ). Daß der traditionell erzkonser-
vative Flügel der Republikaner und sein sozia-
les Umfeld dieser Koalition angehört, verwun-
dert weiter nicht: Leute wie Ronald Reagan, 
Barry Goldwateroder Jesse Helms(samt ihren 
wissenschaftlichen Beraterstäben) haben nie 24



ein Hehl daraus gemacht, daß sie von Entspan-
nung und Abrüstung nichts halten, wobei ihre 
politischen Präferenzen zwischen isolationi-
stischen „Zurück-zur-Festung-Amerika"-Paro-
len und Manifestationen imperialer Ord-
nungsansprüche schwanken, denen die Ein-
sicht in die Irrealität ihrer neo-isolationisti-
schen Bekenntnisse zugrunde liegt.
Mehr öffentliche Aufmerksamkeit wird der-
zeit jenen „Neokonservativen" zuteil, die bis 
weit in die sechziger Jahre hinein als „Libera-
le" firmierten, Politiker, Publizisten und Wis-
senschaftler, bei denen sich traditionell ideali-
stische Positionen mit der Überzeugung ver-
binden, die „Krise Amerikas" müsse durch ei-
nen neuen Kreuzzugselan und die Bereitschaft 
zu dynamischer Machtpolitik korrigiert wer-
den. John Connally, möglicher Republikani-
scher Präsidentschaftskandidat, gehört wie 
Henry Kissinger mit Einschränkungen zu die-
ser Gruppe, mehr noch Senator Daniel Moyni-
han, unter Nixon UN-Botschafter seines Lan-
des, der sich inzwischen zum Vorkämpfer des 
„wahren Amerika" emporstilisiert hat. Der Be-
rater von Senator Henry Jackson, Ben Watten-
berg, stellt sich als Herausgeber der vom neo-
konservativ inspirierten .American Enterprise 
Institute" getragenen Zeitschrift „Public Opi-
nion" in den Dienst „geistiger Wiederaufrü-
stung" — derselbe Wattenberg, welcher der 
amerikanischen Nation mitten im Vietnam-
Krieg moralische Unversehrtheit bescheinig-
te 25 ). Mit ihm hat sich eine Reihe privater Or-
ganisationen auf die Außenpolitik der Carter-
Administration eingeschossen: das „Commit-
tee on the Present Danger", die „Coalition for 
Peace by Strength“ oder der .American Secu-
rity Council“, allesamt akademischer Schüt-
zenhilfe aus Kreisen um Richard Pipes, Ed-
ward Luttack, Irving Kristol, Seymour Martin 
Lipset und Samuel Huntington teilhaftig. Kri-
stoKrxkg im Januar vergangenen Jahres einen 
vielbeachteten Frontalangriff auf Carter vor, 
der mit seiner moralisch orientierten Außen-
politik einem „dekadenten Wilsonianismus" 
und dem gefährlichen Ziel huldige, Macht als 
Gestalterin der internationalen Beziehungen 
zu reduzieren26). Ob solche Vorwürfe ins

25) Siehe Ben Wattenberg, The Real American, New 
York 1974: als Kontrast etwa Andrew Hacker, The 
End of the American Era, New York 1970.
26) Irving Kristol, Foreign Policy: End of an Era, in: 
The Wall Street Journal, 18. Jan. 1979, S. 16; eine 
präzise Skizze der „Neo-Cons" stammt von Klaus 
Harpprecht, Ein Streit um Amerikas Seele, in: Die 
ZEIT, 7. Dezember 1979, S. 23ff.: eben erschienen ist

Schwarze treffen und Eigentümlichkeiten 
Carterscher Außenpolitik erfassen, soll im fol-
genden geklärt werden.

4. Carters Außenpolitik im Widerstreit der 
Positionen

Seit seinem Amtsantritt hat Carter angesichts 
der außenpolitischen Polarisierung in Öffent-
lichkeit und Kongreß ständig nach Ad-hoc-
Mehrheiten haschen, gelegentlich die Unter-
stützung des einen, zuweilen die des anderen 
Lagers erkaufen müssen. Jede außenpolitische 
Initiative des Weißen Hauses ist zum parla-
mentarischen Spießrutenlauf mit unsicherem 
Ausgang geraten. Wo der Panama-Vertrag vor 
allem mit Hilfe von liberalen Demokraten und 
einigen wenigen konservativen Meinungsfüh-
rer durch den Ratifikationsprozeß gepaukt 
werden konnte, ist das Rüstungspaket für 
Nahost oder die Annullierung des Türkei-Em-
bargos vorwiegend mit Konservativen und Re-
publikanischen Kräften durchgesetzt worden; 
und beim Kampf um SALT II hat der Slalom-
lauf zwischen den Fronten erneut begonnen 
mit dem Ziel, durch Hofieren beider Lager, 
durch Kompromißbereitschaft nach beiden 
Seiten doch noch eine konsensfähige Mehr-
heit zustande zu bringen, wobei inzwischen 
die ohnehin schwachen Chancen des Vertrags 
bloß noch durch massive Zusagen an das Lager 
der „Falken" am Leben erhalten werden kön-
nen.
Carter hatte den Kampf um die Präsident-
schaft auch mit der Parole außenpolitischen 
Neubeginns geführt und dabei auf (momenta-
ne) Einsichten der amerikanischen Gesell-
schaft in veränderte Realitäten der Weltpoli-
tik gesetzt: Die Einsicht zum ersten, daß die 
globale Machtentfaltung der USA wie sie seit 
TrumansTa^en einer Containment-Politik zu-
grunde lag, die „allen Völkern, deren Freiheit 
von militanten Minderheiten oder durch ei-
nen von außen ausgeübten Druck bedroht 
wird", beistehen wollte, zuguterletzt an äuße-
rem und innerem Situationswandel geschei-
tert war, am unaufhaltsamen Aufstieg der So-
wjetunion ebenso wie an der Überschätzung 
eigener Ressourcen und Opferbereitschaft. 
Die Erkenntnis zum zweiten, daß Mitte der 
siebziger Jahre auch der Versuch in eine Sack-
gasse mündete, die Achse Washington-Mos-

das Buch von Peter Steinfels, The Neoconservatives. 
The Men who are changing American politics 
1979.



kau durch forcierte Entspannungspolitik als 
Stabilisator der internationalen Beziehungen 
mindestens solange zu installieren, bis sich ein 
multipolares Mächtekonzert mit wechselsei-
tig anerkannten Ordnungsfunktionen regio-
naler Reichweite etabliert hätte; oder die Do-
minanz der Ideologie durch eine „Realpolitik" 
abzulösen, die auf traditionelle Mittel der Ge-
heimdiplomatie und spektakulärer Gipfeltref-
fen zurückgriff. ,

Carter suchte solche Einsichten der amerika-
nischen Öffentlichkeit in eine außenpolitische 
Konzeption umzusetzen: Ziele und Mittel im 
Bereich des Auswärtigen sollten sich künftig 
ebenso an moralischen Prinzipien wie an 
machtpolitischen Beschränkungen orientie-
ren, die aus veränderten Konstellationen der 
Weltpolitik erwachsen waren; und demokra-
tietheoretische Postulate nach Transparenz 
und Partizipation sollten auch im außenpoliti-
schen Entscheidungsgeflecht Gehör finden, da 
doch der gesellschaftliche Glaube an die na-
turgegebene Überlegenheit der Exekutive im 
Gefolge von Watergate und Vietnam zerbro-
chen war.
Reicht der Hinweis der Carter-Gegner auf un-
bestreitbare Schnitzer und evidente Stilfehler 
für sich genommen aus, den Stab über diese 
Außenpolitik zu brechen? Am ehesten trifft 
noch der Vorwurf mangelnder Gradlinigkeit 
ins Schwarze, wo er widersprüchliche Stel-
lungnahmen der Administration oder den 
konzeptionellen Konflikt zwischen Außenmi-
nister Vance und Sicherheitsberater Brze-
zinski attackiert; doch muß er mindestens in-
soweit relativiert werden, als die kritisierte 
Sprunghaftigkeit auch aus den Zwang der 
Rücksichtnahme auf ständig wechselnde Ko-
alitionsverhältnisse im Kongreß erwächst.

Mangelt es Carters Außenpolitik an Realis-
mus? Kaum noch, seit es um die hochgesteck-
ten moralischen Impulse des Neubeginns, um 
Menschenrechts- und Anti-Proliferationskam-
pagnen ruhiger geworden ist. Im Gegenteil: 
Zunehmend prägt ein dezidiert-realistischer 
Sinn für die Grenzen der amerikanischen 
Weltmacht die außenpolitischen Überlegun-
gen Jimmy Carters, in afrikanischen ebenso 

wie in lateinamerikanischen oder nah- und 
mittelöstlichen Angelegenheiten.
Was schließlich den Vorwurf fehlender Ent-
schlossenheit angeht, wird man festsstellen 
müssen, das Carter an zentralen Bestandteilen 
seiner Konzeption verbissen festgehalten und 
dabei auch Popularitätsverluste einkalkuliert 
hat. Bemühungen um eine Revitalisierung der 
Bündnisstrukturen bei gleichzeitigem Festhal-
ten am Entspannungs- und Salt-II-Dialog, un-
ermüdliche Friedenssuche im Nahost-Kon-
flikt und definitives Sich-Abfinden mit einer 
pluralistischen Welt, die amerikanischer Ge-
staltung bloß noch in engen Grenzen offen-
steht — kontinuierliches Insistieren hier wie 
dort, das zweifelsohne Früchte getragen h
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at. 
Die Wiederbelebung der Allianzen ist in Gang 
gekommen, die Lösung regionaler Konflikte 
teilweise gelungen; Kontakte zur Dritten Welt 
wurden intensiviert; und selbst die Menschen-
rechtskampagne ist nicht wirkungslos ver-
hallt, sondern verzeichnet neben der unver-
kennbaren Sensibilisierung der Weltöffent-
lichkeit für Fragen der politischen Moral 
durchaus unmittelbare politische Konsequen-
zen ).

Eine Erfolgsbilanz insgesamt, die sich nicht zu 
verstecken braucht; aber im Zeichen anhalten-
der nationaler Erregungszustände und eines 
frühzeitig auf Touren kommenden Wa
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hl-
kampfs findet bloß die spektakuläre Aktion 
den Beifall der Öffentlichkeit, was nicht bloß 
für den Bereich des Auswärtigen gilt, sondern 
ebenso für die Führung der innenpolitischen 
Geschäfte: Das Urteil über sie schwankt um so 
stärker, je heftiger sich die Wahlen in einer 
konfliktzerrissenen Gesellschaft ankündi-
gen ).  *

27) Zur Analyse des Carterschen Versuchs, der 
Weltpolitik moralische Impulse zu vermitteln u. a. 
Arthur Schlesinger, jr„ Human Rights and the Ame-
rican Tradition, in: Foreign Affairs, vol. 57, 1979, 
S. 503 ff.; Kenneth Thompson, New Reflections on 
Ethics and Foreign Policy, in: The Journal of Politics, 
vol. 40, 1978, S. 984 ff.
28) Zum folgenden den interessanten Beitrag von 
Everett Ladd, jr., The New Lines Are Drawn: dass 
and Ideology. Part I/II, in: Public Opinion, July/Au-
gust 1978 und September/October 1978, S. 14 ff.; Ro-
bert J. Samuelson, Fragmentation and Uncertainty 
Litter the Political Landscape, in: National Journal, 
20. October 1979, S. 1726 ff.



IV. Der gesellschaftliche Dissens über die richtige Ordnung 
des Gemeinwesens

Nennen wir eine letzte Bürde, die auf Carters 
Präsidentschaft lastet: den vehementen Dis-
sens, der heute die amerikanische Nation in 
Fragen der sozio-politischen Gegenwarts- und 
Zukunftsgestaltung spaltet. Sicher mußten 
auch frühere Administrationen mit innenpoli-
tischen Konflikten leben; aber sie ließen sich 
auf der Basis eines gesamtgesellschaftlichen 
Konsens in Wert- und Prinzipienfragen leich-
ter kanalisieren. Im Strudel von Watergate 
und Vietnam, im Zeichen fortschreitender so-
zialer Fragmentierung und allgemeiner Exi-
stenzunsicherheit, Folge des rapiden wissen-
schaftlich-technologischen ’ Wandels, hat der 
Streit um die richtige Bewältigung zentraler 
Gegenwarts- und Zukunftsprobleme eine po-
larisierende Schärfe angenommen, die es dem 
Weißen Haus kaum noch ermöglicht, seine po-
litischen Absichten und Entscheidungen im 
Rahmen eines tragfähigen Konsens anzusie-
deln und damit die Integration der Gesell-
schaft zu fördern.
Die bis zum Spätsommer 1979 fast kontinuier-
lich absinkende Popularitätskurve Jimmy Car-
ters ist auch Ergebnis der Zerrissenheit einer 
Sozietät zwischen Status quo und Reformbe-
reitschaft, zwischen Resignation und Idealis-
mus, zwischen Abkehr vom Gemeinwesen und 
neuer Zuwendung. Wo die Gesellschaft die 
Parolen des Wahlkämpfers Carters, seine Be-
schwörung des „amerikanischen Traumes" und 
seinen Glauben an idealistische Selbsthei-
lungskräfte der Nation eben noch honorierte, 
zog sie sich in dem Maße vom Präsidenten zu-
rück, wie er durch reformerische Initiativen 
Gesundungsprozesse befördern wollte. Sicher 
liefen die Motive der Abwendung weit ausein-
ander: Wo sich der Idealismus der einen als 
bloß amorphe Stimmung ohne Erneuerungs-
elan darstellte, leiteten andere aus dem ver-
meintlich desolaten Zustand der Gesellschaft 
so weitreichende Reformerwartungen ab, daß 
ihnen keine Regierung auf Anhieb hätte ge-
recht werden können, plädierten dritte für die 
Konsolidierung des Status quo um jeden Preis, 
für das starre Festhalten am überkommenen 
als Ausweg aus der Krise der Gegenwart. Aber 
sie flossen doch auch wieder in der Gegner-
schaft zur Regierung zusammen, die ange-
sichts des grundlegenden Dissens in sozio-po-
litischen Gestaltungsfragen selbst dort alle ge-

sellschaftlichen Lager vor den Kopf stieß, wo 
sie sich intensiv um Kompromisse mühte.
Umreißen wir wenigstens stichwortartig jene 
Ursachen und Erscheinungsformen des gesell-
schaftlichen Dissens, dessen Sprengkraft das 
vertraute Erscheinungsbild des transantlanti-
sehen Gemeinwesens zunehmend verändert 
und überdies das Weiße Haus mit fast unlös-
baren Problemen konfrontiert.

1. Die „Revolution steigender Ansprüche“ 
im Widerstreit mit dem Status quo

Die „Revolution steigender Ansprüche" 29 ) in 
Form rechtlicher, kultureller oder politisch-
ökonomischer Gruppenforderungen, aufge-
brochen in den Rassenunruhen der sechziger 
Jahre und dem sich anschließenden Aktionis-
mus von Minderheiten unterschiedlicher Her-
kunft, hat die „Schmelztiegel"-Vision als Fik-
tion, als ideologische Verschleierung fortdau-
ernder gesellschaftlicher Ungleichheiten ent-
hüllt.
Ob diese Ansprüche heterogener Gruppen, 
ethnischer Minderheiten ebenso wie religiö-
ser, sozialer, biologischer oder altersspezifi-
scher Kollektive, letztlich in die Aufsplitte-
rung der Gesamtgesellschaft, in einen plurali-
stischen Separatismus münden oder ob das 
überkommene Erbe politisch-kultureller Tra-
ditionen noch ausreichende Integrationsim-
pulse vermitteln kann, um die zentrifugalen 
Kräfte der Gegenwart dauerhaft in eine plura-
listische Ordnung mit verfassungspolitischem 
Grundkonsens einzubinden, wird als alterna-
tive Möglichkeit leidenschaftlich und kontro-
vers diskutiert309). Besonders bedrohlich er-
scheint dabei der Umstand, daß die „Revolu-
tion steigender Ansprüche" inzwischen längst 
auf „angepaßte" Gruppen der amerikanischen 
Gesellschaft übergegriffen hat und sich als ra-
dikaler Egalitarismus präsentiert, der nicht auf 
Chancengleichheit, sondern auf die Egalität 
sozialer Lebensbedingungen zielt. Dysfunktio-

29) So Daniel Bell, The Revolution of Rising Entitle-
ments, in: Fortune, April 1975, S. 176ff.; dazu auch 
Thomas Griffith, Reshaping the American Dream, 
ebda, S. 88 ff.
30) Ein Beispiel für viele „The Rights' Explosion
Splintering America?", in: U.S. News and World Re-
port, 31. Oktober 1977, S. 29 ff.



nale Konflikte erwachsen dabei zunächst ein-
mal aus dem Zusammenprall des „Rechte" ein-
klagenden Partikularismus mit einer konser-
vativen Reaktion, welche die Erhaltung des 
Status quo um jeden Preis auf ihre Fahnen ge-
schrieben hat und sich als „white backlash" 
heute vor allem gegen das Phänomen der „re-
verse discrimination" richtet, jene „umge-
kehrte Benachteiligung", wie sie etwa von 
Quotensystemen für ethnische Minderheiten 
oder Frauen in verschiedenen Bereichen der 
Gesellschaft ausstrahlen kann31 )-

32) Das genaue Zitat bei Dieter Buhl, Amerika sucht 
eine starke Hand, in: Die ZEIT vom 12. Oktober 
1979, S. 3.

2. Die Effizienz- und Legitimationskrise 
des politischen Systems

Die „Revolution steigender Ansprüche" und 
die gesellschaftliche Polarisierung unter der 
Flagge von Wandel oder Beharrung gefährden 
heute überdies die Grundlagen des politi-
schen Systems der USA Wo Gruppenforde-
rungen auf die Egalität der Lebensbedingun-
gen zielen, verändern sie das Erscheinungs-
bild des Staates: der Rechtsstaat wird zum 
Rechtsmittelstaat transformiert. Mehr noch 
als die Bundesrepublik erfährt das amerikani-
sche Gemeinwesen derzeit dieses Schicksal.
Gerichte, Behörden und großstädtische Men-
schenrechts-Agenturen, von Bürgerrechtsor-
ganisationen mit staatlicher Hilfe unterhalten, 
werden mit Beschwerden überschwemmt, de-
nen vermeintliche oder tatsächliche Benach-
teiligungen von Minderheiten im sozio-kultu-
rellen wie politisch-ökonomischen Bereich zu-
grunde liegen. Die „U. S. Equal Employment 
Opportunity Commission" hinkt ebenso wie 
einzel- und bundesstaatliche Gerichte einer 
wachsenden Lawine von Klagen hinterher; 
hier und anderswo zeichnen sich Grenzen der 
Leistungsfähigkeit der politischen Institutio-
nen des Landes ab. Staatliche Effizienz droht 
in einem noch komplexeren Sinn am gesell-
schaftlichen Dissens aufzulaufen. Denn weder 
reichen die staatlich verfügbaren Ressourcen 
aus, um allen Gruppenforderungen zu genü-

31) Symptomatisch etwa der Fall des Studenten 
Alan Bakke, der vor dem Supreme Court wegen „re-
Verse discrimination" klagte. In einem Urteil vom 
Jahre 1978 hat der Oberste Gerichtshof mit einer 
5:4 Mehrheit der Richter zugunsten Bakkes und 
gegen pauschale Rassenquoten entschieden, ohne 
doch die Sonderzulassungsprogramme amerikani-
scher Universitäten rundweg zu verbieten. Siehe 
dazu: Mc George Bundy, Beyond Bakke. What Fu-
ture for Affirmative Action?, in: The Atlantic 
Monthly, November 1978, S. 69ff. 

gen und durch forcierte Reformmaßnahmen 
jenen partikularischen Kräften den Wind aus 
den Segeln zu nehmen, die letztlich auf 
„Systemüberwindung" zielen, noch vermögen 
Regierung und Verwaltung auch nur eine Poli-
tik der „kleinen Reformschritte" kontinuierlich 
weiterzuentwickeln, weil sie mit dem rigiden 
Beharrungswillen der „schweigenden Mehr-
heit" kollidiert, die zunehmend die Machtver-
hältnisse im Kongreß bestimmt. Die im Grup-
pendruck aufbrechende Diskrepanz zwischen 
öffentlicher Armut und privatem Reichtum 
stellt mit der Wirksamkeit staatlicher Institu-
tionen auch ihre Legitimität in Frage; und in 
die gleiche Richtung wirkt der lähmende ge-
samtgesellschaftliche Dissens über Richtungs-
fragen der Nation.
Ob und wie unter solchen Voraussetzungen 
die explosiven Krisenherde in den USA ausge-
räumt werden können, die Verödung der 
Großstädte, die furchterregenden Verbre-
chensstatistiken, Arbeitslosigkeit und Armut, 
die Unzulänglichkeit sozialstaatlicher Einrich-
tungen und andere mehr, weiß niemand recht 
zu sagen. Ohne Zweifel kann dieses ineinan-
der verwobene Problemnetz bloß durch staat-
liche Kraftakte und zentralistisch-büro-
kratische Anstrengungen zerrissen werden. 
Doch haben Watergate und Vietnam die Effi-
zienz- und Legitimitätsbasis des „Big Govern-
ment" drastisch beschnitten, ganz zu schwei-
gen von dem Umstand, daß die Verwirkli-
chung des modernen Daseinsvorsorgestaates 
in den USA noch immer mit der tiefverwurzel-
ten Ideologie der überlieferten „grassroots"-
Demokratie kollidiert.

3. Die Carter-Administration in der Innen-
politik

Eine Bilanz der innenpolitischen Leistungen 
oder Versäumnisse der Regierung Carter muß 
die krisenhafte Grundbefindlichkeit der ame-
rikanischen Gesellschaft berücksichtigen. 
Wenn ein bekannter Wortführer des konser-
vativ-reaktionären Lagers in den USA wenn 
William F. Buckley jr. dem Präsidenten vor-
wirft, das Wesen politischer Führerschaft zu 
verkennen, das darin bestehe, herauszufinden, 
was die Leute wollen, dann die Berechtigung 
dieser Wünsche zu verdeutlichen, um schließ-
lich ihre Erfüllung zu koordinieren32 ), so trifft 



dieser Vorwurf deshalb nicht ins Schwarze, 
weil die soziale Fragmentierung und Polarisie-
rung bei schwindendem Wertekonsens die 
Chancen mindern, durch Artikulation, Aner-
kennung und Koordination pluralistischer In-
teressen die Gesamtgesellschaft zu befrieden. 
Im Gegenteil vertieft heute jede politische 
Entscheidung des Weißen Hauses den Dissens 
und muß gegen hochaktive „pressure groups" 
erzwungen werden, die nicht zuletzt den frag-
mentierten Kongreß für ihre Belange einspan-
nen. Im Lichte solcher Gegebenheiten will 
dann die innenpolitische Leistung der Carter-
Administration keinesfalls so dürftig erschei-
nen, wie sie vom überwiegenden Teil der Kri-
tik dargestellt wird33 ).

33) Zum folgenden der Artikel Carter, Running with 
the Leadership Issue, in: Congressional Quarterly 
Weekly Report, 13. Oktober 1979, S. 2267 ff.
34) Der Carter-Haushalt für das am 1. Oktober be-
ginnende Haushaltsjahr 1980/81 sieht bei einer 
Ausgabensteigerung von 52 Milliarden auf 616 Mil-
liarden Dollar (plus 9 Prozent) und einer Erhöhung 
der Einnahmen auf 600 Milliarden Dollar (plus 
14,5 Prozent) ein Budgetdefizit von 16 Milliarden 
Dollar vor. (Vorjahr: 40 Milliarden). Fällt freilich der 
Konjunktureinbruch stärker als erwartet aus oder 
werden die Rüstungsausgaben vom Kongreß über 
die von Carter anvisierten Steigerungsausgaben 
hinaus erhöht, wird das Defizit erheblich anwach-
sen, was dann im Zweifelsfall durch höhere staatli-
che Kreditaufnahmen ausgeglichen werden muß, da 
im Wahljahr weder eine Kürzung bei den Sozialaus-
gaben noch Steuererhöhungen opportun erschei-
nen.

35) Dazu der Artikel im Congressional Quarterly 
Weekly Report, 12. Mai 1979: Carter, Congress seek 
Ways to Improve U.S. Health Care, S. 889 ff.

Sicher ist der Präsident nicht als Initiator 
großangelegter Bundesprogramme in Erschei-
nung getreten; der Populist aus Georgia teilt 
die Aversion weiter Bevölkerungskreise ge-
gen „Big Government" und hohes Steuerni-
veau. Eher versuchte er in letzter Zeit, die ga-
loppierende Inflationsrate zu drosseln und sei-
nem ehrgeizigen Ziel näherzukommen, im Fis-
kaljahr 1981 einen ausgeglichenen Haushalts-
entwurf zu präsentieren, was freilich nach den 
Ereignissen der letzten Monate und der dar-
aus resultierenden Aufstockung des Militär-
haushalts nicht mehr zu verwirklichen ist34 ). 
Er konnte aber dort Erfolge verzeichnen, wo 
begrenzte Probleme zu lösen waren: bei der 
Reorganisation des Exekutivapparates, beim 
Abbau von Verwaltungsvorschriften im Kon-
sum- und Geschäftsbereich etwa oder bei der 
Neufassung beamtenrechtlicher Vorschriften. 
Seine Politik hat dazu beigetragen, in gut 
zweieinhalb Jahren acht Millionen neuer 
Arbeitsplätze zu schaffen; nicht zuletzt hat er 
als erster Präsident damit begonnen, ein um-

fassendes Energieprogramm in Angriff zu neh-
men, welches das Ende staatlicher Preiskon-
trollen über die heimische Energieförderung, 
die Besteuerung der „Windfall Profits", staatli-
che Beihilfen für die Einkommensschwachen, 
die Unterstützung von Programmen zur Er-
schließung alternativer Ressourcen und die Si-
cherung präsidentieller Vollmachten für den 
energiepolitischen Notstandsfall zu verbinden 
sucht.
Freilich sind die essentiellen Bestandteile des 
Pakets bislang ebenso im Kongreß hängenge-
blieben wie weiterreichende Reformvor-
schläge im sozialpolitischen Bereich. Carters 
„Triple Track'-Modell einer bundesweiten Re-
form des Fürsorgewesens will das Gestrüpp 
des amerikanischen Wohlfahrtswesens roden 
und dabei der im Lande vorherrschenden puri-
tanischen Arbeitsethik ebenso Rechnung tra-
gen wie dem Gebot sozialer Verantwortung. 
Arbeitsvermittlung soll mit Einkommensun-
terstützung für bedürftige Erwerbsfähige und 
einer ausreichenden Vollunterstützung für Er-
werbsunfähige (auch in „two-parent-families") 
kombiniert und gleichzeitig die finanzielle 
Entlastung der Einzelstaaten angepeilt wer-
den, denen die Erfüllung von Daseinsvorsor-
geaufgaben über den Kopf wächst.
Carter möchte auch den desolaten Zustand 
des öffentlichen Gesundheitswesens verbes-
sern: mit Hilfe einer allgemeinen staatlichen 
Krankenversicherung bei Kostenbeteiligung 
der Versicherten und des Staates, die schritt-
weise verwirklicht werden soll, und durch 
Kontrollen, die der beängstigenden Kostenla-
wine im Kranke
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könnten ). Aber in beiden Fällen sperrt sich 
der Kongreß ebenso wie beim Energiepro-
gramm; sozialpolitische Maßnahmen, die 
Kosten verursachen, Reformen, die Wandel 
verheißen, scheitern am Widerspruch jener 
Schichten, die heute auch im Parlament das 
Sagen haben. Sie kämpfen für die Verringe-
rung der Steuerlastquote durch reduzierte 
Staatsausgaben und für den sozialpolitischen 
Status quo und sind nach Iran und Afghani-
stan ohnehin bloß noch für eine Aufstockung 
des Verteidigungsbudgets zu gewinnen; sie 
nehmen darüber auch das Weiterschwelen je-
ner Konfliktherde in Kauf, die den „amerikani-
schen Traum" zunehmend gefährden.



V. Leistung und Versagen Carters: 
Bilanz einer Präsidentschaft

Drei vorgegebene Konstellationen, so der Be-
fund der Analyse, beeinträchtigten Carters 
Regierungschancen von allem Anfang an:
a) Wo sich in der Vergangenheit amerikani-
sche Präsidenten beim Kampf um die Durch-
setzung und Ausführung politischer Entschei-
dungen auf das Ansehen des höchsten Amtes 
und die einzigartige Qualität ihrer Herr-
schaftslegitimation stützen konnten, die aus 
der Wahl durch das gesamte Volk erwächst, 
haben Watergate samt Vietnam das Weiße 
Haus „entmythologisiert"; ein wachsender Pro-
zentsatz des Volkssouveräns bringt sein Unbe-
hagen am System durch Wahlabstinenz zum 
Ausdruck.
b) Wo bis in die sechziger Jahre hinein eine 
dezidiert pluralistische Gesellschaft überge-
ordnete Gesamtstaatsinteressen respektierte, 
hat die gegenwärtige „Balkanisierung Ameri-
kas“ (so der konservative Publizist Kevin Phi-
lipps) die Chancen gemeinwohlorientierter 
Politikgestaltung durch das Weiße Haus dra-
stisch beschnitten. Der Verfall überkommener 
Wertevorstellungen, der sich im Aufbegehren 
von Gruppen aller Art manifestiert, die Frag-
mentierung des Kongresses in Fraktionen 
oder einzelne Abgeordnete mit „Single Issue"-
Interessen, perspektivenverengender Provin-
zialismus und opportunistisches Machtgeba-
ren hier wie dort erschweren das Geschäft des 
Regierens in bislang unbekanntem Ausmaß 
und lassen den Entwurf langfristiger Zielvor-
gaben oder kontinuierlicher Entscheidungs-
strategien zum unkalkulierbaren Risiko gera-
ten.

c) Wo sich die konservative „Tendenzwende" 
der frühen siebziger Jahre inzwischen auf 
breiter Basis durchgesetzt hat, spielen ganz of-
fensichtlich parteipolitische Machtkonstella-
tionen im Beziehungsgeflecht von Exekutive 
und Legislative keine ausschlaggebende Rolle 
mehr. Die Demokraten stellen den Präsiden-
ten, sie beherrschen Senat und Repräsentan-
tenhaus mit klaren Mehrheiten; doch die ver-
abschiedeten Gesetze tragen eine ausgespro-
chen Republikanische Handschrift. Die sozial-
liberal anmutende Plattform der Demokrati-
schen Partei von 1976 und populistische Visio-
nen Jimmy Carters haben sich in der Gesetz-
gebungsbilanz nur bruchstückhaft nieder-

geschlagen. Aus der angekündigten Steuerre-
form, die mehr soziale Gerechtigkeit schaffen 
wollte, sind bloße Steuererleichterungen zu-
gunsten mittlerer bzw. höherer Einkommens-
schichten und Kapitaleigner, sind marginale 
Steuervereinfachungen geworden. Große Re-
formvorhaben wie die Einführung einer ge-
setzlichen Krankenversicherung, die Verbes-
serung des Sozialfürsorgesystems oder Stadt-
sanierungsprogramme sind im Kongreß hän-
gengeblieben und von Carter im Zeichen 
machtvoll durchgebrochenen Beharrungswil-
lens in der Öffentlichkeit auch nicht weiter 
forciert worden. Während fast alle von den 
Gewerkschaften lancierten oder unterstützten 
Gesetzesvorhaben zur Strecke gebracht wur-
den, konnten Industrie und Wirtschaft einen 
steten Zugewinn an parlamentarischem Ein-
fluß verbuchen. Ihrer Lobby fiel die Gründung 
einer Verbraucherschutzbehörde ebenso zum 
Opfer wie die Reform des Gesetzes über die 
gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter; 
sie konnte das Energiesparprogramm Carters 
in seinen wichtigsten Punkten verwässern 
und die Humphrey-Hawkins-Vorlage zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit zur wohlge-
meint-unverbindlichen Absichtserklärung 
entschärfen.
Freilich kann sich keine Regierung mit dem 
Hinweis auf vorgefundene Schwierigkeiten 
dem wertenden Urteil entziehen, ermißt sich 
doch ihre politisch-historische Bedeutung ge-
rade an der Fähigkeit, spezifische Zeitpro-
bleme zu bewältigen. Wie also steht in Carters 
Politik Erfolg zu Mißerfolg, Gelingen zu Schei-
tern?

1. Negative Posten in der Regierungsbilanz 
Carters

Die ernst zu nehmende Kritik an Carters 
Amtsführung läßt sich im wesentlichen auf 
drei Bündel von Vorwürfen reduzieren: Der 
Präsident habe kein ausreichendes Gespür für 
etablierte Machtstrukturen und Herrschafts-
mechanismen in Washington entwickelt, habe 
sich mit unqualifizierten Beratern umgeben 
und sei im Dickicht der Pfade zwischen Wei-
ßem Haus und Kapitol ohne Fortune umherge-
irrt; es fehle ihm der Sinn für politische Zu-
sammenhänge, er lasse weltpolitischen Über-



blick vermissen und haste von einem Ziel, von 
einer Initiative zur andern, ohne seinen Aktio-
nen Stringenz und Kontinuität durch eine 
richtungweisende Gesamtstrategie verleihen 
zu können; er vermittle weder der eigenen Ge-
sellschaft noch der Außenwelt den Eindruck 
selbstbewußter Führung.
Ohne Zweifel entscheidet über Erfolg oder 
Mißerfolg eines Präsidenten auch sein Ver-
hältnis zum Kongreß und sein politisches Ge-
schick, befähigte Mitarbeiter auszusuchen und 
die ihn unterstützenden Stäbe richtig zu ord-
nen und einzusetzen. Selten konnten Admi-
nistrationen mit sicheren parlamentarischen 
Mehrheiten für Gesetzgebungsvorhaben rech-
nen; zumeist mußten sie konservative Behar-
rungstendenzen des Kongresses, Mißtrauen 
und Skepsis gegen exekutive Initiativen in 
Rechnung stellen. Diejenigen Amtsinhaber re-
üssierten am ehesten, die sich auf den legisla-
tiven „Bargaining"-Prozeß, die kontinuierliche 
„Basisarbeit'' und den Einsatz ihres Prestiges 
als Parteiführer zur Weckung von Loyalitäts-
gefühlen bei den Abgeordneten ihrer Couleur 
verstanden. Die Macht des P
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räsidenten be-
steht im Rahmen der Verfassung in der 
Chance der Überredung; tagtäglich muß er 
Kongreß und Öffentlichkeit von der Notwen-
digkeit seiner Vorhaben überzeugen ). Über-
zeugungskraft fließt dem Präsidenten „auf-
grund des Ansehens des Präsidentenamtes, 
der Qualität seiner Mitarbeiter, des Arbeits-
stils seiner Administration und nicht zuletzt 
seiner persönlichen Ausstrahlung"37 ) zu. Vom 
Geschick seines Umgangs mit Kongreß und 
Öffentlichkeit, der Qualität seiner Mitarbeiter 
und eigener Ausstrahlung um so mehr, müs-
sen wir hinzufügen, als das Ansehen des Am-
tes gesunken, der Kongreß dem Zustand „mil-
der Anarchie“ anheimgefallen und die Öffent-
lichkeit in einem bislang unbekannten Aus-
maß in gegnerische Lager zerstritten ist.

36) Dazu die interessante Studie von Richard E. 
Neustadt, Presidential Power. The Politics of Lea-
dership, New York 1960.
37) So Gebhard Schweigler, Carters Dilemma. 
Macht und Ohnmacht des amerikanischen Präsi-
denten, in: Europa-Archiv, 34. Jg„ 1979, H. 2,
S. 53ff.

38) Zum folgenden Eric L. Davis, Legislative Liaison 
in the Carter Administration, in: Political Science 
Quarterly, vol. 94, No. 2, 1979, S. 287 ff.; zur Entwick-
lung und Funktion der Verbindungsstäbe insgesamt 
Abraham Holtzman, Legislative Liaison. Executive 
Leadership in Congress, Chicago 1970.

Der Außenseiter Carter wollte Washington 
mit der Parole radikalen Wandels erobern, 
etablierte Machtstrukturen aufbrechen und 
einer Administration vorstehen, die im perso-
nellen und organisatorischen Bereich den 
Neubeginn signalisierte und sich an „unbüro-
kratischen“ Tugenden wie Kollegialität und 

Transparenz orientierte. Zwar entsprach die-
ses Programm diffusen Forderungen der ame-
rikanischen Gesellschaft Mitte der siebziger 
Jahre, doch schloß es von vornherein das Ri-
siko der Konfrontation mit dem Establishment 
der Hauptstadt ein. Schon früher waren solche 
Präsidenten häufig an Senat und Repräsentan-
tenhaus aufgelaufen, die mit allzu dezidierten 
Reform-Ansprüchen und ohne „Insider"-
Kenntnisse parlamentarischer Organisations-
und Funktionsweisen ihr Amt angetreten hat-
ten, die Mitarbeiter um sich scharten, deren 
besserwisserische Arroganz, Parteilichkeit 
oder hinterwäldlerische Hemdsärmeligkeit 
das subtile Geflecht der exekutiv-legislativen 
Beziehungen verletzte. Wo sich Eisenhower 
oder Kennedy mit dem Kongreß ungemein 
schwer taten, hat ein „Insider" wie Lyndon B. 
Johnson auch kontroverse Gesetzgebungspro-
jekte durch die parlamentarischen Gremien 
schleusen können.
Carters Umgang mit dem Kapitol stand unter 
ungünstigen Vorzeichen. Seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges hatten alle US-Präsiden-
ten zur Kontaktpflege mit dem Kongreß um-
fangreiche Verbindungsstäbe (Liaison Staffs) 
eingerichtet — auf der Ebene der einzelnen 
Ministerien ebenso wie im Weißen Haus 
selbst. Sie reflektierten in ihrer Struktur im 
allgemeinen die Organisation der Legislative. 
Sie beherbergten nicht bloß Spezialisten für 
Repräsentantenhaus und Senat und kanali-
sierten nicht bloß die Kommunikation zwi-
schen den Departments und den entsprechen-
den Kongreßausschüssen; sie orientierten sich 
auch an herkömmlichen Abstimmungsblök-
ken in den Häusern, an den konservativen 
Südstaaten-Demokraten etwa, den Nordstaa-
ten-Demokraten der Metropolen, hinter de-
nen starke Parteimaschinen stehen, oder je-
nen, die ihre Wahl in erster Linie eigenen An-
strengungen verdanken und im allgemeinen 
als liberaler gelten; sie orientierten sich an 
solchen Gliederungen aus Einsicht in Koali-
tionsnotwendigkeiten bei der Schaffung parla-
mentarischer Mehrheiten.
Carters „Liaison Office" im Weißen Haus nahm 
1977 seine Tätigkeit unter anderen Struktur-
vorgaben auf ): Weil die Wahlen von 1974 



und 1976 nach Auffassung der Carter-Berater 
vor allem solche Parlamentarier in den Kon-
greß geschwemmt hatten, die an Stelle her-
kömmlicher Blockbindungen problemorien-
tierte Gruppenzugehörigkeiten entwickelten, 
sollte sich auch Carters Verbindungsstab aus 
Experten für einzelne Themenbereiche rekru-
tieren. Statt Spezialisten für die Betreuung der 
Häuser oder der parteipolitischen und regio-
nalen Blöcke sollten Fachleute für Energie-
probleme, Umweltfragen, internationale Be-
ziehungen etc. die Kommunikation mit dem 
Kapitol pflegen. Als die Verbindungskanäle 
austrockneten, weil offensichtlich die Refor-
mer das Gewicht herkömmlicher Kongreß-
strukturen und traditioneller Formen der 
Kontaktpflege seiner Mitglieder unterschätzt 
hatten, baute die Carter-Administration ihren 
„Liaison"-Stab im Weißen Haus kurzfristig um. 
Auf der Basis einer Zweiteilung entlang der 
Kammergrenzen hat die Carter-Administra-
tion seither auf das Prinzip der Generalisie-
rung gesetzt: jedes Stabsmitglied ist für die 
Kommunikation mit denjenigen Abgeordne-
ten zuständig, zu denen es zuvor teils geplante, 
teils zufällige Kontakte unterhielt. Doch hat 
auch der reorganisierte Verbindungs-Stab 
seine Aufgabe bloß unvollkommen erfüllt, 
kontroversen Gesetzesinitiativen des Weißen 
Hauses durch kontinuierliche Beziehungs-
pflege Mehrheiten zu verschaffen. Dies mag 
zum einen in der relativen Distanz des Präsi-
denten zu Liaison-Praktiken begründet sein, 
die das Prestige dieses Gremiums bei den Par-
lamentarien mindert; erst 1978/79 hat Carter 
die Fülle präsidentieller Einflußmöglichkeiten 
auf den Kongreß zu begreifen und einzusetzen 
gelernt, die in der Personalpatronage, in ge-
meinsamen Auftritten mit Abgeordneten etwa 
bei sog. „Gesichtspflege"'-Einladungen ins 
Weiße Haus, in der regierungsamtlichen Bera-
tung und Information für die Mitglieder beider 
Häuser oder in der Erteilung von Regierungs-
aufträgen für Wahlkreise einflußreicher Parla-
mentarier beschlossen liegen. Jimmy Carter 
hat auch im Unterschied zu früheren Präsiden-
ten der Koordination der Liaison-Stäbe im 
Weißen Haus und in den Ministerien wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt, so daß zuweilen 
die Verbindungsleute einzelner Departments 
ganz ungeniert Interessen ihres Hauses ver-
folgten und dabei übergeordnete Ziele der Ad-
ministration negierten. Zum andern hat das 
Weiße Haus versäumt, mit einflußreichen In-
teressengruppen dauerhafte Kommunika-

tionskanäle zu etablieren; Carter, der selfma-
de-man, der seinen Wahlkampf lange Zeit 
ohne die Hilfe, ja gegen solche Organisationen 
geführt hatte, die ansonsten Demokratische 
Kandidaten unterstützen, glaubte auch als 
Präsident den Konfliktaustrag nicht scheuen 
zu müssen und vergaß darüber, die koalitions-
fördernden Ressourcen dieser Interessengrup-
pen zu nutzen.

Nicht bloß hat die eigenwillige Reorganisation 
der Verbindungskanäle zum Kapitol die Parla-
mentarier verunsichert; sie fühlten sich über-
dies durch Ungeschicklichkeiten des Carter-
Teams in ihrem Stolz verletzt. Der Vorsatz, der 
Garde aus Georgia zu zeigen, was .eine Harke 
ist', bestimmte deshalb lange Zeit das poli-
tische Handeln vieler Kongreßmitglieder, 
steckt wohl gelegentlich auch heute noch hin-
ter der Widerborstigkeit mancher Abgeordne-
ter. Daß sich der Außenseiter Carter in Wa-
shington von Anfang an mit einer Nestwärme 
vermittelnden Georgia-Clique umgeben hat, 
verwundert weiter nicht, daß er aber beim Ka-
binetts-Revirement im vergangenen Jahr gar 
noch die Positionen ihrer Protagonisten Ha-
milton Jordan und Jody Powell aufwertete 
(und gleichzeitig Minister entließ, die im Kon-
greß Respekt genossen!), muß als falsch ver-
standene Loyalität und Urteilsschwäche gel-
ten. Wenngleich die jungen Carter-Prätoria-
ner im Aufbau des Georgia-Gouverneurs zum 
Demokratischen Präsidentschaftskandidaten 
und in der Wahlkampagne die perfekte Verfü-
gung über alle politischen Techniken des 
Machterwerbs demonstriert hatten, sind sie 
doch den Beweis schuldig geblieben, auch das 
Instrumentarium der Machterhaltung zu be-
herrschen. Saloppe Lebensart, hemdsärmelige 
Ruppigkeit und provinzlerische Animosität 
gegen das intellektuelle Ostküsten-Establish-
ment haben den Kongreß ebenso vor den Kopf 
gestoßen wie die Begrenztheit der politischen 
Perspektiven Jordans und Powells, denen ge-
diegene (Aus-)Bildung ebenso abgeht wie 
breitgefächerte Erfahrung.

Nicht zuletzt auf Drängen seiner Berater hat 
Carter frühzeitig den (untauglichen) Versuch 
unternommen, einen widerborstigen Kongreß 
mit dem Hinweis auf plebiszitäre Handlungs-
möglichkeiten seines Amtes unter Druck zu 
setzen. Hatte nicht schon der große Alexis de 
Tocqueville auf die Herrschaftschancen eines 
Präsidenten verwiesen, der auf dem Instru-
ment der öffentlichen Meinung spielen könne, 



deren Absichten und Wünsche er zugleich er-
raten und formen müsse, ohne ihr doch je zu 
weit voraus zu sein?39 ). Tatsächlich haben Prä-
sidenten zu allen Zeiten an die öffentliche 
Meinung appelliert, wenn ihre Politik von wi-
derstrebenden Kongreßmehrheiten blockiert 
wurde — freilich mit größerer Fortune zu-
meist, als sie Carters plebiszitären Vorstößen 
beschieden war. Denn die Fragmentierung des 
Kongresses reflektiert ja derzeit gerade die 
Gespaltenheit der amerikanischen Gesell-
schaft in zentralen Schicksalsfragen der Na-
tion: Wo einem Lager der Umfang der vorge-
legten sozialpolitischen Programme zu gering, 
die Diskrepanz von Wahlkampfvision und 
praktischer Politik zu groß erscheinen wollte, 
rührten die Carterschen Initiativen dem ande-
ren Lager schon an die Substanz des amerika-
nischen Selbstverständnisses. Wo Carters 
konservative Wirtschafts- und Finanzpolitik 
Gewerkschaften und Stadtsanierer schockier-
te, gewann sie doch nicht das Vertrauen der 
Geschäftswelt, blieb Wall Street skeptisch ge-
genüber einem Präsidenten, de

40
r im Wahl-

kampf die populistische Flöte gespielt hatte ). 
Da Carter als gewählter Präsident keine ein-
deutige ideologische Richtung vertrat, stand 
ihm in Öffentlichkeit und Kongreß auch kein 
ideologischer Block als zuverlässiger Verbün-
deter zur Seite. Und für die Außenpolitik gilt 
im wesentlichen dasselbe: Der Anfangselan 
der neuen Administration, der Versuch, Mo-
ral- und Realpolitik zu vereinigen, stieß zwar 
auf Zustimmung in der amerikanischen Of-

• fentlichkeit; doch blieb sie zu diffus, zu verun-
sichert auch durch allzu forsch lancierte Initi-
ativen, als daß sie jenen breiten Resonanzbo-
den der neuen Politik hätte abgeben können, 
den Carter im Konflikt mit dem Kongreß zu 
suchen schien.

39) Tocqueville, über die Demokratie in Amerika, I. 
Teil, Stuttgart 1959, bes. S. 197 ff.
40) Clyde H. Farnsworth, Business is not Confident 
About Carter s Economics, in: The New York Times, 
12. Juni 1977, S. 3; Walter W. Heller, Productivity
and GNP Potential, The Wall Street Journal, 29. Juni 
1977, S. 14.

Sicher sind Meinungs- und Stimmungs-
schwankungen in der amerikanischen Öffent-
lichkeit auch der Carter-Administration selbst 
anzulasten, die anfangs beträchtliche Unsi-
cherheiten bei dem Versuch erkennen ließ, 
ihre vielfältigen Initiativen in eine Gesamt-
strategie einzubetten und die Auswirkungen 
einzelner Aktionen auf komplexe innen- und 
außenpolitische Konstellationen vorzuden-

ken. Carter entwickle ausgezeichnete Absich-
ten, schrieb Stanley Hoffmann, Brzezinskis 
Harvard-Kommilitone in den fünfziger Jahren 
und heute renommierter Politikprofessor an 
derselben Universität, bloß gehe es in der 
Außenpolitik zuvörderst um Strategie, um den 
Kontext von Grundkonzeption, kompatiblen 
Zielen und sachgerechten Mitteln. Und eben 
hier drohe die „Gefahr der Inkohärenz“, kolli-
diere zuweilen ein Erfordernis mit dem an-
dem41 ).
In der Tat vertiefte etwa die dynamische Men-
schenrechtspolitik das Mißtrauen der Sowjet-
union, mit der man gleichzeitig über strategi-
sche Abrüstung verhandeln mußte (und muß); 
der stürmische Feldzug gegen den Export von 
Nukleartechnologie in die Dritte Welt mochte 
vorübergehend die Ausbreitung von Atom-
waffen eindämmen, belastete aber gleichzeitig 
die Beziehungen zu Amerikas europäischen 
Verbündeten, deren Festigung Carter zu Be-
ginn seiner Amtsperiode als oberstes Ziel pro-
klamiert hatte; die Kontrolle von Waffenex-
porten in die Dritte Welt stieß sich mit dem 
Wunsch, die „neuen Einflußreichen" (Brzezins-
ki) wie den Iran und Saudi-Arabien auf Ameri-
kas Seite zu ziehen; allzu forcierter Druck auf 
das weiße Minderheitsregime in Südafrika 
oder die Regierung Muzorewa-Smith in Rho-
desien ließ sich in dem Augenblick nicht mehr 
in eine Gesamtstrategie integrieren, wo die 
Sowjetunion und Kuba verstärkt die Aggressi-
vität schwarzer Guerilla-Bewegungen schür-
ten; und selbst ein diplomatischer Coup wie 
die Normalisierung der diplomatischen Bezie-
hungen zu China, gedacht als Gegengewicht 
zur Sowjetunion wie als tragender Pfeiler ei-
ner zu schaffenden „kooperativen Weltord-
nüng", stiftete angesichts der aktuellen Unver-
einbarkeit der Zielkomponenten zunächst 
eher Verwirrung als Erleichterung.
Die „Gefahren der Inkohärenz" personalisie-
ren sich in den privaten Meinungsverschie-
denheiten und institutionellen Spannungen 
zwischen Carters Sicherheitsberater Brze-
zinski und Außenminister Vance. Wo Brze-
zinski Carters Ohr mit der Parole einer „ko-
operativen und konstruktiven Globalordnung 
gewann, die den uralten Traum Amerikas von 
einer widerspruchsfreien Welt produziert, wo 
diese Vision die Versuchung zeugte, alte Rea-
litäten wie die fortdauernde Rivalität mit Mos-

41) Siehe: A View From At Home: The Perils of Inco-
herence, a. a. O., passim. 



kau zu verdrängen, verwies der altgediente 
Diplomat Vance auf die Fortdauer machtpoli-
tischer Gesetzlichkeiten, auf Gleichgewichts-
und Eindämmungserfordernisse und wurde 
darin durch die Ereignisse am Horn von Afri-
ka, in Angola, Rhodesien, im Nahen und Mitt-
leren Osten laufend bestätigt. Obwohl der Prä-
sident inzwischen außenpolitische Kurs-
schwankungen weitgehend ausgeglichen und 
allzu eklatante Positionsdifferenzen im Regie-
rungs-Team ausgeräumt hat, ist in der ameri-
kanischen Öffentlichkeit wie in den ausländi-
schen Kanzleien das Bild seiner Administra-
tion noch immer vom Vorwurf mangelnder 
Stetigkeit geprägt.

Das rückt den dritten Aspekt der Kritik ins 
Licht: die Frage nach den Führungsqualitäten 
Carters. Dabei wird dem Präsidenten nicht 
bloß konzeptuelle Sprunghaftigkeit oder ad-
ministrative Koordinationsschwäche vorge-
halten, sondern recht eigentlich Unfähigkeit, 
die Nation zu repräsentieren und in einem ge-
meinsamen Willen zu verbinden, „Balkanisie-
rung” also und „Fragmentierung” der sozio-po-
litischen Kräfte und Institutionen abzubauen. 
Wenn Kritiker dabei auf die Maxime Wood-
row Wilsons verweisen, ein Präsident brauche 
keine Gegenmacht zu scheuen, wenn er erst 
einmal die Bewunderung und das Vertrauen 
seines Landes gewonnen habe, lassen sie zwar 
häufig jene geschilderten Umstände außer 
acht, die Carter zwingen, von Fall zu Fall zu ar-
gumentieren und Mehrheiten zu mobilisieren; 
doch ändert dieser Hinweis nichts an Carters 
größtem Handicap, seinem Mangel an Motiva-
tionskraft. •

Keine Frage, Carter war und ist noch immer 
kein starker Präsident im herkömmlichen 
Sinn. Er hat lange diese Rolle bewußt ausge-
schlagen, wollte nicht bloß dekretieren, son-
dern im Mit- und Gegeneinander unterschied-
licher Standpunkte zu Entscheidungen 'ge-
langen. Ist er deshalb ein Zauderer, ein Präsi-
dent „ohne Mumm”, wie es die Schar der Repu-
blikanischen und Demokratischen Präsident-
schaftsanwärter landauf, landab wissen will? 
Sein Land wolle voranschreiten, nicht Rück-
züge antreten, hat Senator Edward Kennedy 
am 7. November 1979 anläßlich der offiziellen 
Erklärung seiner Präsidentschaftskandidatur 
Verkündet; was der Nation fehle, sei die ent-
schlossene Führung durch das Weiße Haus. 
Er, Kennedy, werde sich nicht scheuen, von 
der Zitadelle der Macht aus klare Signale zu 

geben, um dem Aufbruch zu neuen Grenzen 
den Weg zu weisen.
Vor dem Maßstab des außenpolitischen Er-
folgs zumindest können die Zweifel am 
„Mumm" Carters kaum bestehen: Allein der 
mutige Verzicht auf den Panama-Kanal, die 
Absage an den isrealischen Anspruch, als ein-
ziger Staat im Nahen Osten modernste ameri-
kanische Waffensysteme zu bekommen und 
die Aufhebung des Waffenembarbos gegen die 
Türkei widerlegen das Bild vom „Zauderer" im 
Weißen Haus. Eher schon mag ungenügende 
Selbstdarstellung des Präsidenten und seiner 
Politik den Umstand erklären, daß die Nation 
Leistungen Carters kaum zur Kenntnis ge-
nommen hat. Aus diesem Grunde ist wohl 
auch im Sommer 1978 Gerald Rafshoon als Be-
rater für Medienfragen in das Regierungs-
Team mit der Aufgabe berufen worden, die 
Präsentation der Carter-Administration in der 
Öffentlichkeit zu verbessern. Mit einigem Er-
folg, will es scheinen, der freilich gefördert 
worden ist durch das behutsam-feste Auftre-
ten des Präsidenten in Camp David wie in der 
iranischen Krise. Die Phantasie seiner Lands-
leute hat Jimmy Carter freilich bis zum Au-
genblick nicht ausgefüllt: Der Novize aus Ge-
orgia, der Außenseiter mit dem Südstaaten-
Akzent, Pragmatiker und Moralist in einem, 
Verfechter puritanischer Arbeitsethik und 
schlichten Lebensstils — er kann die gehei-
men Bedürfnisse der Gesellschaft nach Glanz 
und Würde im Weißen Haus nicht recht be-
friedigen.

2. Positive Aspekte der Regierungsbilanz 
Carters

Wäre Carter so schwach, wie er in Kommenta-
ren und Karikaturen dargestellt wird, müßte 
sein Kampf um eine zweite Amtsperiode 
schlichtweg Mitleid erregen. Die Realität ist 
anders: Was seine Administration geleistet 
hat, braucht den Vergleich mit früheren Regie-
rungen nicht zu scheuen. Carter ersparte bis-
lang seinem Land kriegerische Aktionen, ver-
mied den Einsatz amerikanischer Truppen in 
Übersee und verzichtete, soweit bekannt, auf 
Geheimoperationen gegen ausländische Re-
gierungen: nicht aus Wankelmut oder Feig-
heit notabene, wie Kritiker mit Blick auf die 
Ereignisse am Persischen Golf, in Afrika oder 
Lateinamerika monieren, sondern eher aus 
nüchterner Einsicht in die Grenzen der Macht 
wie sie am Ausgang der siebziger Jahre auch 



einem Staat von amerikanischen Dimensio-
nen gezogen sind42 ). Nicht-Intervention in die 
inneren Wandlungsprozesse anderer Natio-
nen, Sichabfinden mit pluralistischen Struktu-
ren auch im globalen Maßstab und nüchterne 
Neubestimmung der unverzichtbaren Interes-
senzonen Amerikas haben sich in Carters Poli-
tik mit der Proklamation der Menschenrechts-
kampagne verbunden, wobei die Kombination 
von Realpolitik und Idealismus nicht bloß eine 
wenigstens partielle Versöhnung der US-Ge-
sellschaft mit dem eigenen politischen System 
und die teilweise Erneuerung des amerikani-
schen Selbstvertrauens gefördert, sondern 
auch internationale Prozesse ausgelöst hat, 
deren fortwirkende Konsequenzen sich we-
nigstens umrißhaft abzeichnen.

42) Ob der Schlüsselsatz in Carters bedeutsamer 
verteidigungspolitischer Rede vom 12. Dezember 
1979 („Wir müssen begreifen, daß nicht jede feste 
Anwendung von Macht ein potentielles Vietnam 
ist') oder die zur „Carter-Doktrin" stilisierten Aus-
führungen des Präsidenten in seiner Jahresbot-
schaft vom 23. Januar 1980 vor dem Kongreß (Jeder 
Versuch einer ausländischen Macht, Kontrolle über 
den Persischen Golf zu erringen, wird als Angriff auf 
die vitalen Interessen der Vereinigten Staaten be-
trachtet werden. Ein solcher Angriff wird mit allen 
Mitteln zurückgewiesen werden, einschließlich mi-
litärischer Gewalt". Oder: „Wir werden fortan der 
Sowjetunion auf breiterer Front zeigen, daß sie für 
Aggression einen hohen Preis zahlen muß") eine 
grundsätzliche Abkehr von bisherigen Überzeugun-
gen begründen wollen, oder ob sie als taktische An-
passung an Stimmungen der Öffentlichkeit im 
Wahljahr zu werten sind, bleibe im Augenblick noch 
dahingestellt; daß Carter jedoch ohne Sorge vor 
neuer Polarisierung das Ende des „Vietnam-Kom-
plexes" proklamieren kann, verweist auf beträchtli-
che Erfolge seiner gesellschaftlichen Befriedungs-
bemühungen.

43) Daß Carter im Zusammenhang mit der sowje-
tischen Intervention in Afghanistan die vorüberge-
hende Aussetzung der SALT-II-Beratungen emp-
fohlen hat, ist eher als realistische Einsicht in erneut 
höhergesetzte Ratifikationshürden und als momen-
tane Beschwichtigungsgeste gegenüber einer erreg-
ten Öffentlichkeit denn als grundsätzliche Abkehr 
vom Entspannungskurs zu werten.
44) Sie umfassen politisch-militärische Maßnahmen 
wie die Aufstockung des Verteidigungshaushalts, 
die Verstärkung der militärischen Präsenz der USA 
im Indischen Ozean, die Vertagung der Ratifizie-
rungsdebatte des SALT-II-Abkommens im Senat 
oder die Verschiebung neuer Konsulatseröffnungen 
in New York und Kiew; ökonomische Maßnahmen 
wie die Kürzung der Weizen- und Mais-Lieferungen 
an Moskau oder der russischen Fischfangrechte vor 
Alaskas Küste und die Verschärfung der Handels-
beschränkungen für strategisch nutzbare Güter 
(Computer etc.); symbolische Maßnahmen schließ-
lich wie den intendierten Boykott der Olympischen 
Sommerspiele in Moskau.

Auch kann die unverminderte Kritik Europas 
am US-Präsidenten Erfolge bei der Festigung 
atlantischer Bündnisstrukturen nicht einfach 
übergehen; trotz anfänglicher Differenzen 
über die amerikanische Atom-, Konjunktur-
und Menschenrechtspolitik sind tieferge-
hende Allianzkrisen ausgeblieben, wie sie seit 
den sechziger Jahren an der Tagesordnung 
waren. Als erster Präsident seit Beginn der 
Währungskrise hat Carter (zugegebenerma-
ßen unzulängliche) Anläufe unternommen, 
dem Verfall des Dollars mit amerikanischen 
Mitteln zu begegnen; er ist hartnäckig bei sei-
ner bündnisinternen Zusage geblieben, das 
US-Verteidigungsbudget um inflationsberei-
nigte drei Prozent jährlich zu erhöhen — auf 
Kosten sozialpolitischer Ausgaben und daher 
mit dem Risiko, jene gesellschaftlichen Grup-
pen zu verprellen, die ihm 1976 zur Präsident-

schäft verhalfen: die Schwarzen, Armen und 
großstädtischen Schichten. Im Nahost-Kon-
flikt setzte Carter zeitweilig seine politische 
Karriere aufs Spiel; und ebenso beharrlich wie 
für den Panamakanal-Vertrag kämpfte er für 
den Fortgang des Entspannungsdialogs mit 
der Sowjetunion über die Ratifikation von 
SALT II, ein Ziel, an dem er trotz des afghani-
schen Frostes, der sich auf die amerikanisch-
sowjetischen Beziehungen gelegt hat, prinzi-
piell auch weiterhin festhalten will43 ).
Die Welt und Amerika sind mit diesem Präsi-
denten nicht eben schlecht gefahren: Sein 
Verhalten in Krisensituationen wurde von Be-
sonnenheit und Verantwortungsgefühl selbst 
dort geprägt, wo Opportunismus kraftmeieri-
schen Aktionismus forderte. Sicher ist Carters 
Kommentar zur sowjetischen Invasion in Af-
ghanistan anfechtbar, sie stelle die größte Be-
drohung des Friedens seit dem Zweiten Welt-
krieg dar-, immerhin hat es aber seit der Berli-
ner Blockade im Winter 1948/49 kein anderes 
Ereignis gegeben, das die Sicherheit der Welt 
auf einmal so total verändert und zehn Jahre 
des Bemühens beider Supermächte zunichte 
gemacht hat, ihre Beziehungen zueinander zu 
entkrampfen und den Frieden sicherer zu ge-
stalten. Und die jüngsten Aktionen bzw. Ab-
sichtsbekundungen Carters verweisen zwar 
auf die Entschlossenheit des Präsidenten, so-
wjetischem Expansionismus künftig Grenzen 
ziehen zu wollen, schlagen aber die Tür für 
eine spätere Rückkehr zur Entspannungspoli-
tik nicht zu44 ). Mehr kann unter den gegebe-
nen äußeren und inneren Systembedingungen 
von Carter derzeit billigerweise nicht verlangt 
werden.



Wenn frühere Meinungsumfragen vom anhal-
tenden Prestigeschwund Carters kündeten, 
bezog sich die öffentliche Einschätzung stets 
auf seine Kompetenz als Präsident; die Integri-
tät der Person, Disziplin, Fleiß und Intelligenz 
des Außenseiters im Weißen Haus wurden 
kaum je angezweifelt. Da er in puncto Integri-

tät keinen Vergleich mit seinen Herausforde-
rern zu scheuen braucht, nehmen seine Wahl-
chancen in dem Maße zu, wie er den Nachweis 
seiner Amtskompetenz führen kann: Die letz-
ten Monate dürften ihm diesbezüglich Auf-
trieb vermittelt haben.



Peter Waldmann

Unsicherheit als Alltagserfahrung in Lateinamerika

In der Tageszeitung „El Comercio" (Ekuador) 
vom 3. März 1978 findet sich folgende Notiz:
„Zwei Frauen wegen Protestes gegen einen 
Autofahrer festgenommen.
Gestern wurden zwei Frauen von der Polizei 
festgenommen, weil sie protestierten, als sie 
auf dem Heimweg von ihren Einkäufen in der 
Straße Mideros fast von einem Autofahrer 
überfahren worden wären. Die beiden Frauen 
waren gerade im Begriff, die genannte Straße 
zu überqueren, als ein Auto mit voller Ge-
schwindigkeit auf sie zufuhr und sie sicher er-
faßt und überrollt hätte, wenn sie sich nicht 
mit einem Sprung in Sicherheit gebracht hät-
ten. Der Fahrer hielt nicht an, sondern setzte 
die Fahrt unter höhnischem Lachen fort. Die 
beiden wendeten sich an einen in der Nähe 
stehenden Polizisten, der die Situation beob-
achtet hatte, dieser schenkte ihnen aber keine 
Aufmerksamkeit. In diesem Augenblick kam 
ein Polizeioffizier mit dem Namen Velasco 
vorbei und ordnete an, die zwei Frauen festzu-
nehmen. Sie blieben mehrere Stunden lang in 
einer Zelle eingesperrt, bis man sie wieder 
freiließ."

Berichte dieser Art sind in lateinamerikani-
schen Zeitungen nicht selten. Man kann auf 
sie in Rio de Janeiro stoßen oder in Quito, in 
Lima ebenso wie in Montevideo. Sie beleuch-
ten eine Seite Lateinamerikas, über die in den 
primär auf gesamtgesellschaftliche Entwick-
lungen und Ereignisse ausgerichteten Arti-
keln europäischer Journalisten wenig zu er-
fahren ist, nämlich die hohe Risikobehaftet-
heit des lateinamerikanischen Alltags. Der la-
teinamerikanische Alltag, so lautet unsere 
These, ist durch eine ausgesprochene Wech-
selhaftigkeit und Unberechenbarkeit geprägt 
- er ist in hohem Maß unsicher.
Bevor wir der These durch empirische Bei-
spiele Plausibilität verleihen, müssen wir uns 
einigen Fragen stellen. Ist Unsicherheit nicht

ein Merkmal der Moderne schlechthin, zumin-
dest aber aller beschleunigt sich wandelnder 
Entwicklungsgesellschaften und folglich un-
tauglich zur Charakterisierung eines einzel-
nen Subkontinents? Kann man von Latein-
amerika im allgemeinen und „dem Lateiname-
rikaner" sprechen, oder gibt es nicht gewich-
tige Unterschiede zwischen den verschie-
denen Nationen und sozialen Klassen des 
Subkontinents, die solche Verallgemeinerun-
gen verbieten? Und schließlich: Besteht bei 
der Behandlung eines so stark subjektive Äng-
ste und Empfindungen berührenden Themas 
nicht die Gefahr, daß der Beobachter seine 
eigenen Vorstellungen in den Beobachtungs-
gegenstand hineinprojiziert? Konkreter: Läßt 
sich der Eindruck existenzieller Unsicherheit, 
den der lateinamerikanische Alltag auf den 
europäischen Beobachter macht, möglicher-
weise vor allem mit dessem anspruchsvollen 
Sicherheitsbedürfnis erklären, während der 
Lateinamerikaner seine Lebensbedingungen 
nicht als schwierig und „problematisch" emp-
findet?

Keiner der drei Einwände läßt sich ganz ent-
kräften. Zweifellos ist Unsicherheit ein allge-
meines Charakteristikum unserer Zeit und 
nicht auf Lateinamerika beschränkt. Ebenso-
wenig wird man aber in Abrede stellen kön-
nen, daß es hinsichtlich des Ausmaßes und der 
Erscheinungsformen der Unsicherheit große 
Differenzen zwischen verschiedenen Kulturen 
und geographischen Zonen gibt. Vielleicht 
sollte man sich in diesem Zusammenhang ver-
gegenwärtigen, daß Unsicherheit keineswegs 
mit Armut und Rückständigkeit gleichgesetzt 
werden darf (womit stabile, berechenbare und 
folglich „sichere" Lebensbedingungen gemeint 
sein können). Unsicherheit setzt vielmehr vor-
aus, daß gesamtgesellschaftlich ein gewisses 
Niveau der Arbeitsteilung, infrastrukturellen 
Entwicklung, der Güterproduktion und An-
spruchsbefriedigung erreicht ist, das jedoch — 
und hier liegt der Grund der Verunsicherung 
— in vielerlei Hinsicht lückenhaft und gefähr-
det bleibt. Geht man von dieser engeren Defi-
nition aus, so wird man Lateinamerika als Pro-
totyp einer unsicheren Gesellschaft bezeich-



nen können. Denn einerseits haben viele la-
teinamerikanische Länder unter Nachahmung 
westeuropäischer Vorbilder hochkomplexe 
Wirtschafts-, Verwaltungs-, Rechts-, Ver-
kehrs- und Ausbildungssysteme geschaffen, 
deren Rationalität und Effizienz vergleichbare 
Einrichtungen erst vor kurzem aus dem Kolo-
nialregime entlassener Länder deutlich über-
trifft. Auf der anderen Seite weist die Mehr-
zahl dieser Organisationen aber Fehler und 
Funktionsschwächen auf, die dazu führen, daß 
sich der einzelne Bürger nie ganz auf sie ver-
lassen kann. Das alle Lebensbereiche durch-
ziehende Nebeneinander von hohem Lei-
stungsanspruch und defizienter Erfüllung, for-
maler Perfektion und faktischer Mängellage, 
von technisch-organisatorischer Komplexität 
und menschlichem Versagen erzeugt eine 
Atmosphäre genereller Verunsicherung.

Gewiß treten diese Diskrepanzen und Defizite 
nicht überall in Lateinamerika mit der glei-
chen Intensität und in derselben Form zutage. 
In manchen Ländern ist der Verwaltungs- und 
Justizapparat besonders unberechenbar, in an-
deren liegt es mit dem Verkehrs- und Kommu-
nikationsnetz im argen, in dritten wiederum 
ist der Schutz für Leib und Leben nicht ge-
währleistet Die niederen sozialen Schichten 
sind den Folgen von Naturkatastrophen (Erd-
beben, Überschwemmungen) und wirtschaftli-
chen Konjunkturschwankungen ungleich stär-
ker ausgesetzt als die wohlhabenden Schich-

Formen der Unsicherheit

Verkehrsunsicherheit
Der Straßenverkehr in lateinamerikanischen 
Großstädten nimmt sich für den europäischen 
Beobachter wie ein unüberschaubares Chaos 
aus. Ist er selbst gezwungen, sich in dieses 
Chaos zu stürzen, so stellt er bald fest, daß auf 
Regeln, Ampeln und Verkehrspolizisten nur 
bedingt Verlaß ist Um Unfälle zu vermeiden 
— und er tut gut daran, sie um jeden Preis zu 
vermeiden, da die meisten Kraftfahrzeughal-
ter nicht haftpflichtversichert sind —, kann er 
nur einer Instanz wirklich vertrauen, die er 
schnellstens für diese Aufgabe schulen sollte: 
der eigenen Geistesgegenwart und Reaktions-
geschwindigkeit. Dabei fehlt es nicht an Ver-
kehrsschildern und -ampeln, ihre praktische 
Bedeutung ist jedoch sehr reduziert, da im 
Zweifel die Verkehrsteilnehmer selbst die 

ten; diese sind hingegen das bevorzugte Ob-
jekt von Entführung und Erpressung. Trotz 
solch unübersehbarer Abstufungen im Grade 
der Betroffenheit wird man jedoch sagen kön-
nen, daß Unsicherheit ein generelles und 
strukturelles, so gut wie jedermann tangieren-
des Problem des lateinamerikanischen Alltags 
ist.

Oder haben wir es hier mit einer Seite des 
Subkontinents zu tun, die nur dem sicherheits-
verwöhnten europäischen Beobachter ins 
Auge sticht? Diesen dritten Einwand auszu-
räumen, fällt deshalb besonders schwer, weil 
nicht erwiesen ist, daß es quer über die ver-
schiedenen Kulturen und Völker hinweg ein 
konstantes Sicherheitsbedürfnis und dement-
sprechend einen jeweils meßbaren Leidens-
druck wegen Unsicherheit gibt. Man kann die 
Frage nur indirekt beantworten, indem man 
gesellschaftliche Mechanismen und Verhal-
tensweisen aufzeigt, zu deren Erklärung es der 
Annahme eines verbreiteten Unsicherheitsge-
fühls bedarf. Im dritten Abschnitt sollen einige 
solche Mechanismen zur Sprache kommen, 
die unsere These bestätigen. Zunächst wollen 
wir dieser aber etwas mehr empirischen Ge-
halt geben. Dazu gliedern wir das Globalphä-
nomen Unsicherheit in mehrere Teildimensio-
nen, die uns für den Alltag besonders relevant 
erscheinen: die Verkehrsunsicherheit, die 
Rechtsunsicherheit und die Beschäftigungs-
unsicherheit.

Handlungspriorität bei der Gestaltung der 
Verkehrsordnung beanspruchen. Sie tun dies 
oft auf sehr eigenwillige Art und Weise: als 
Fußgänger begnügen sie sich nicht mit dem 
Trottoir, sondern springen zuweilen überra-
schend in die Fahrbahn oder überqueren die-
se, wann und wo immer ihnen dies in den Sinn 
kommt; als Autofahrer kennen sie keine bin-
denden überhol- und Vorfahrtsregeln, lassen 
sich durch ein Rotlicht nicht unbedingt in ih-
rer Fahrt beirren und benutzen, falls ihnen 
dies aus praktischen Gründen angezeigt er-
scheint, auch Einbahnstraßen in der verkehr-
ten Richtung. Wenngleich durch diese Häu-
fung von Regelwidrigkeiten streckenweise 
das Verkehrsrecht außer Kraft gesetzt wird, 
muß man doch gerechterweise hinzufügen, 



daß deshalb nicht unbedingt mehr Menschen 
Schaden nehmen als etwa in der Bundesrepu-
blik. Gerade weil sämtliche Verkehrsteilneh-
mer sich nur begrenzt an allgemeine Regeln 
halten, ist auch der Autofahrer daran gewöhnt, 
mehr auf menschliche Reaktionen als auf Ver-
kehrszeichen zu achten. Um dies an einem, zu-
gegebenermaßen extremen, Beispiel zu illu-
strieren: In Ekuador liegen nachts nicht selten 
Betrunkene quer auf der Fahrbahn. Es gibt 
keine Verkehrsschilder, die den Autofahrer 
vor diesen „natürlichen" Hindernissen warnen. 
Nur äußerste Konzentration und blitzartige 
Reaktion können ihn davor schützen, zum un-
freiwilligen Mörder zu werden.

Konzentration und Reaktionsschnelligkeit ist 
nicht nur im Hinblick auf die übrigen Ver-
kehrsteilnehmer, sondern auch wegen des Zu-
standes der Straßen geboten. Hier hat man in 
den letzten Jahren beachtliche Fortschritte er-
zielt. Die meisten Hauptstädte verfügen heute 
über ein ansehnliches Netz von asphaltierten 
Straßen und gepflasterten Gehsteigen; Brük-
ken, Tunnels und Ringstraßen wurden gebaut; 
ein Großteil der geplanten Verbindungsstra-
ßen zwischen wichtigen Landesstädten wurde 
fertiggestellt usf. Dennoch muß man stets auf 
der Hut sein. In den Andenländern (z. B. Ko-
lumbien, Ekuador) ist es immer noch ein zeit-
raubendes Abenteuer, den Weg zwischen den 
größeren Städten mit dem PKW zurückzule-
gen. Zu den Überraschungen, auf die man je-
derzeit gefaßt sein muß, zählt etwa, daß eine 
Asphaltstraße übergangslos von einem holpri-
gen Feldweg abgelöst wird oder daß man statt 
der auf der Karte eingezeichneten Landstraße 
ein Flußbett vorfindet, in dem man sich seinen 
Weg suchen muß. Selbst der Fußgänger in der 
Stadt muß stets mit einem Auge auf die Be-
schaffenheit des Gehsteigs achten. Sonst kann 
es ihm passieren, daß er auf eine nur dem An-
schein nach feste, tatsächlich jedoch lose, un-
ter Druck nachgebende Fliese tritt und sich 
den Fuß verstaucht. Oder er kann in eine 
Grube bzw. ein Bauloch stolpern, wovor ihn 
Weder ein Hinweisschild noch eine Umzäu-
nung warnt.

Die Risikofaktoren, die am Beispiel des Stra-
ßenverkehrs aufgezeigt wurden, sind mit Ab-
wandlungen auch in anderen Verkehrsberei-
chen wie Flugzeug und Schiene zu beobach-
ten, ja sie prägen das gesamte Kommunika-
tionswesen. Greifen wir zwei zentrale Einrich-
tungen wie den Brief- und Telephondienst 

heraus. Bei beiden handelt es sich um Dienst-
leistungsinstitutionen, die bereits frühzeitig 
entstanden, über beachtliche Erfahrung und 
eine hochkomplexe Organisation verfügen 
und ihre Leistungen dem Bürger im allgemei-
nen zu erschwinglichen Preisen anbieten. 
Dennoch fiel mir bei meiner Reise auf, daß 
man über sie wiederholt lebhaft Klage führte. 
So beglückwünschte mich etwa in Quito ein 
Freund, den ich telegraphisch von meinem 
Kommen verständigt hatte, zum Eintreffen 
meines Telegrammes. Er behauptete, Tele-
gramme erreichten in Ekuador ihre Adressa-
ten meistens gar nicht oder allenfalls mit 
wochenlanger Verspätung. Von Caracas ließ 
ich mir berichten, die Unzuverlässigkeit der 
Post habe zur Entstehung eines neuen Gewer-
bes der „Botenfahrer" geführt, die sich mit Mo-
peds geschickt durch die Autoreihen schlän-
gelten. In Buenos Aires beauftragen größere 
Firmen einen Angestellten damit, Tele-
gramme und wichtige Schreiben direkt zur 
Hauptpost zu bringen, um Verluste und Verzöz 
gerungen zu vermeiden. Sowohl in Buenos Ai-
res als auch in Caracas ist auch auf den Tele-
phondienst nur bedingt Verlaß. Manchmal 
bricht das Telephonnetz im Stadtbereich we-
gen Überlastung tagelang völlig zusammen. — 
Es kostet keine große Mühe, sich die katastro-
phalen Folgen derartiger technischer Pannen 
auszumalen.

Rechtsunsicherheit

Im Bereich des Rechts ist das Auseinander-
klaffen von anspruchsvollen Prinzipien und 
defizienter Praxisumsetzung besonders au-
genfällig. Lateinamerika kann auf eine große 
Tradition der Rechtsgelehrsamkeit verweisen; 
in den meisten Ländern gibt es ein ausgefeil-
tes Privat-, Straf-, Verwaltungs- und Sozial-
recht. Leider halten sich jedoch die prakti-
schen Auswirkungen all dieser verdienst-
vollen theoretischen Leistungen in bescheide-
nen Grenzen. Denn die Geltungskraft der 
Rechtsvorschriften ist in vielerlei Hinsicht be-
schränkt, im Extremfall können sie sich sogar 
gegen den Rechtssuchenden wenden.

Die Grenzen der Reichweite des Rechts sind 
zunächst einmal teilweise äußerlich-geogra-
phischer Natur, wofür etwa Kolumbien als 
Beispiel anzuführen ist. Die Hoheitsgewalt des 
kolumbianischen Staates, verkörpert vor al-
lem in der Polizeigewalt, erstreckt sich keines-



wegs auf das gesamte Staatsgebiet. In einigen 
Rückzugszonen konnten sich bis heute Indio-
Stämme behaupten, die gegen Eindringlinge 
nach eigenem Recht vorgehen. Andere Ge-
genden werden von Guerilla-Gruppen unsi-
cher gemacht. Schließlich herrscht in einem 
nicht kleinen Gebiet die „Mafia" — eine sehr 
mächtige Organisation, die in ihren Händen 
die Herstellung von und den Handel mit 
Rauschgift konzentriert (inoffiziellen Quellen 
zufolge fließen durch den Verkauf von Kokain 
mehr Devisen ins Land als durch den Verkauf 
von Kaffee, dem offiziell wichtigsten Export-
gut). Wer mit der „Mafia" in Konflikt gerät, 
etwa weil er sich der „Zwangsenteignung" ei-
nes von dieser Organisation begehrten Grund-
stücks widersetzt, kann auf keinerlei staatli-
chen Schutz rechnen.

Bedrohlicher als diese äußerliche Limitierung 
der Rechtsordnung ist jedoch ihre Aushöh-
lung „von innen heraus" durch Behördenmiß-
brauch und Verletzung elementarer Rechts-
grundsätze. Die Beispiele für die willkürliche 
Handhabung von Rechtsvorschriften sind Le-
gion. Wir zählen nur einige besonders typi-
sche Fälle auf: unbefristete Untersuchungs-
haft, unterschiedliche Strafen für gleiche De-
likte bzw. gleiche Strafen für unterschiedliche 
Delikte, Manipulation von Zöllen und Gebüh-
ren, Festnahme ohne richterlichen Befehl, 
schikanöse Behandlung aus kleinen Anlässen, 
Verweigerung erforderlicher Unterschriften 
und Dokumente. In den meisten Fällen steht 
die behördliche Willkür in engem Zusammen-
hang mit zwei in Lateinamerika verbreiteten 
Verhaltensmustern, die der Feind jeder 
Rechtsordnung sind, der Gewaltanwendung 
und der Korruption.

Ein besonders extremes Anschauungsfeld für 
die-Verdrängung des Rechts durch die Gewalt 
bietet wiederum Kolumbien. Wenngleich die 
Straßenkriminalität in den Großstädten in den 
letzten Jahren angeblich zurückging, tut der 
Fremde noch heute gut daran, das Hotel zu 
Fuß nur in Begleitung und abends am besten 
gar nicht zu verlassen. Je mehr man sich von 
den zentralen Geschäftsvierteln entfernt, um 
so größer wird die Gefahr, überfallen und aus-
geraubt zu werden. Selbst die Pilger auf dem 
Weg zum Kloster Montserrat, das auf einem 
Hügel am Rande von Bogota liegt, sind nicht 
sicher vor Wegelagerern. Die jeweiligen Mon-
tagsausgaben der Tageszeitungen enthalten 
eine beeindruckende Bilanz der Messer-

stechereien, blutigen Racheakte, Entführun-
gen und Morde, die sich innerhalb nur eines 
Wochenendes zugetragen haben. Die Polizei, 
kaum im Straßenbild kolumbianischer Städte 
präsent, steht der Gewaltkriminalität ziemlich 
passiv gegenüber. Hingegen floriert das Ge-
schäft von Unternehmen, die Leibwächter und 
Schutzpersonal auf privatwirtschaftlicher Ba-
sis anbieten.
Kolumbien ist sicher ein Extremfall. Anderer-
seits handelt es sich hier um eines der weni-
gen dauerhaft „demokratischen" Länder des 
Subkontinents, wo der einzelne zumindest 
nicht wehrlos dem Zugriff des Staates ausge-
setzt ist. Unter Militärdiktaturen nimmt zwar 
im allgemeinen die Straßenkriminalität weni-
ger bedrohliche Ausmaße an. Dafür sind dort 
jedoch politisch bedingte Willkürmaßnahmen 
und Rechtsverletzungen an der Tagesordnung 
(vgl. dazu die sorgfältig dokumentierten Be-
richte von Amnesty International).
Bestechung und Korruption, der zweite Ursa-
chenkomplex für die Aufweichung des Rechts, 
sind in fast allen lateinamerikanischen Län-
dern anzutreffen. Zu einem geradezu beherr-
schenden Zug des öffentlichen Lebens haben 
sie sich jedoch in Bolivien (teilweise auch in 
Ekuador) entwickelt. Hier hat jede Amtshand-
lung ihren Preis. Ob man eine Importlizenz be-
antragt oder einen Kraftfahrzeugschein, ob 
man einen Gerichtsgutachter bestellen oder 
ein Schadensersatzurteil erstreiten will, eine 
Autoplakette oder einen Stempel im Personal-
ausweis benötigt, Voraussetzung ist in jedem 
Fall die Entrichtung eines manchmal diskret 
verlangten, oft aber ganz offen und ungeniert 
eingeforderten Geldbetrags. Ein Blick auf die 
Einkommenssituation des öffentlichen Dien-
stes zeigt, daß oft nicht Bereicherungsgier 
sondern der reine Selbsterhaltungstrieb die 
Quelle der verbreiteten Bestechlichkeit ist 
Die Beamtengehälter sind im allgemeinen so 
knapp bemessen, daß ihre Empfänger prak-
tisch darauf angewiesen sind, sich auf eigene 
Faust und am Rande des Gesetzes ein „Zusatz-
einkommen" zu verschaffen.

Die Unterfütterung des Rechts mit wirtschaft-
lichen Tauschgeschäften stellt nicht nur eine 
Erschwernis für den Rechtssuchenden dar. 
sondern kann den Sinn der Normen geradezu 
pervertieren. Als Beispiel sei etwa der in Boli-
vien alltäglich vorkommende Fall erwähnt 
daß Verkehrspolizisten einem Autofahrer ein 
von diesem nie begangenes Verkehrsdelikt 



aufhalsen, um ihn zu erpressen, oder daß Rich-
ter mit demselben Motiv gegen einen Un-
schuldigen Untersuchungshaft anordnen. 
Auch in der eingangs gebrachten Zeitungsno-
tiz wurde ja nicht der Rechtsbrecher von der 
Polizei festgenommen, sondern die sich gegen 
die Rechtsverletzung zur Wehr setzenden 
Frauen. Derartige Proteste richten gegen ei-
nen Behördenapparat, der solidarisch hinter 
dem seine Befugnisse mißbrauchenden Beam-
ten steht, in der Regel wenig aus. Im schlimm-
sten Fall muß der hartnäckig auf seinem Recht 
Bestehende sogar damit rechnen, daß man ihm 
mit einer Anklage wegen „Behördenverleum-
dung“ oder „Beamtenbeleidigung" droht.
Die Verhältnisse in Bolivien dürfen nicht ver-
allgemeinert werden. Nicht alle Beamten in 
Lateinamerika sind käuflich, vielleicht nicht 
einmal die überwiegende Mehrheit. Die Zahl 
der korrupten oder dem Recht gleichgültig ge-
genüberstehendem Hoheitsträger reicht aber 
aus, um dem durchschnittlichen Bürger dieser 
Länder ein tiefes Mißtrauen gegenüber Justiz 
und öffentlicher Verwaltung einzuflößen. 
Wenn irgendmöglich, sieht er von der Inan-
spruchnahme öffentlicher Stellen ab und ver-
sucht, etwa im Falle privatrechtlicher Ausein-
andersetzungen, sich unmittelbar mit seinem 
Kontrahenten zu verständigen. Läßt sich die 
Einschaltung einer Behörde nicht mehr umge-
hen, so entrichtet er mit einer Mischung aus 
Ergebenheit und unterdrückter Wut die ihm 
abgeforderten „Gebühren", hat allerdings auch 
keinerlei Hemmungen, den seiner Legitimität 
entkleideten Staat nach Kräften zu schröpfen 
und zu hintergehen. Die Verbreitung der „dop-
pelten Buchführung" und ähnlicher Praktiken 
der Steuerhinterziehung sind ein beredter Be-
weis für die geringe Loyalität des Lateinameri-
kaners gegenüber seinem Staat.

Beschäftigungsunsicherheit

Wenn man als Europäer den Subkontinent im 
Abstand von jeweils mehreren Jahren be-
sucht, ist man stets darüber erstaunt, wie we-
nige Freunde und Bekannte man noch in ihrer 
dlten Berufsposition vorfindet. Einige verloren 
■hre Stelle, da das Unternehmen, für das sie ar-
beiteten, in Konkurs ging, die Institution, an 
der sie tätig waren, aufgelöst wurde; andere 
wurden ins Ausland versetzt oder flohen aus 
Politischen Motiven dorthin, wieder andere 
"aren vom Niedergang eines ganzen Berufs-
feiges betroffen und mußten sich nach einer 

anderen Beschäftigung umsehen. Nach dem 
äußeren Bild zu schließen, ist die berufliche 
Mobilität in Lateinamerika wesentlich höher 
als etwa in der Bundesrepublik. Allerdings ist 
dabei in Rechnung zu stellen, daß der Wechsel 
einer Position nicht immer mit einem berufli-
chen und sozialen Aufstieg verbunden ist. 
Nicht selten bleibt er als letzte Möglichkeit, 
um einen Abstieg zu vermeiden und den er-
reichten Lebensstandard zu halten. Aus dem-
selben Grund gehen in Lateinamerika, insbe-
sondere in den Großstädten, relativ viele Män-
ner zwei Beschäftigungen gleichzeitig nach, 
sind morgens Taxifahrer, abends Schreiner, 
Regierungsberater und Unternehmer, Bankan-
gestellter und Fliesenleger. Der eine Beruf 
dient primär dem Sozialprestige, der andere 
verschafft die notwendige materielle Exi-
stenzgrundlage, beide zusammen stellen ein 
Mittel des Risikoausgleichs dar, da bei Ausfall 
einer Verdienstmöglichkeit die andere, fortbe-
stehende, die Familie vor Elend und Hunger 
schützt.

Der häufige Arbeitsplatzwechsel steht in en-
gem Zusammenhang mit einem weiteren cha-
rakteristischen Zug des lateinamerikanischen 
Beschäftigungssystems: der unzulänglichen 
sozialen Absicherung der abhängig Tätigen. 
Nur eine Minderheit der Beschäftigten hat 
Anspruch auf Kündigungs-, Krankheits-, Un-
fallschutz und Rentenzahlung. Die große 
Mehrheit der Arbeiter und Angestellten und 
darüber hinaus die kaum minder große Zahl 
der Schwarz- und Gelegenheitsarbeiter hängt 
gleichsam in der Luft, ist wehrlos den Risiken 
der Arbeitslosigkeit, Invalidität und des Alters 
ausgeliefert. Beamten wird zwar im allgemei-
nen ein Pensionsanspruch eingeräumt. Dieser 
ist jedoch so bescheiden, daß davon der Le-
bensunterhalt kaum zu bestreiten ist. Auch 
nagt der rasche Währungsverfall an den Ren-
ten, die außerdem oft erst mit erheblicher zeit-
licher Verzögerung ausgezahlt werden. Des-
halb sind alte Menschen, wenn sie kein Eigen-
kapital haben, zumeist auf die Unterstützung 
durch Familienangehörige angewiesen. Ein 
Sozialhilfegesetz wie in der Bundesrepublik, 
nach dem jeder Bedürftige vom Staat eine mi-
nimale Hilfe zur Abwendung von Not und 
Elend fordern kann, existiert meines Wissens 
in keinem lateinamerikanischen Land.

Die bisherigen Bemerkungen waren bewußt 
allgemein gehalten, um den Eindruck zu ver-
meiden, die Arbeitsplatzunsicherheit sei nur



ein Problem der niederen sozialen Schichten. 
In der Tat sind, mit Ausnahme einer begrenz-
ten Zahl außerordentlich wohlhabender Fami-
lien, sämtliche Schichten von gewissen mate-
riellen Risiken und Unsicherheitsfaktoren be-
troffen. In den letzten Jahren sind gerade in 
Ländern mit einer traditionell breiten Mittel-
schicht wie Argentinien, Uruguay und Chile 
mittelständische Gruppen wie Handwerker, 
kleine Geschäftsleute und Angestellte zuse-
hends in wirtschaftliche Bedrängnis geraten. 
Die hohe Inflationsrate einerseits, der scharfe, 
durch den neoliberalen Wirtschaftskurs der 
Regierungen dieser Länder abgestützte Kon-
kurrenzkampf andererseits drücken auf ihr 
Einkommen und zehren die Ersparnisse auf. In 
den freien Berufen und bei den Intellektuellen 
übersteigt das Angebot an Arbeitskräften die 
Nachfrage schon seit langem. Da diese Berufs-
gruppe zudem in Militärregimen oft politi-
schen Pressionen ausgesetzt ist, muß sie geo-
graphisch besonders mobil und in der Wahl 
des Tätigkeitsfeldes flexibel sein. Aus Latein-
amerika ergießt sich seit Jahren ein breiter 
Strom von Akademikern in andere westliche 
Länder, die sicherere Beschäftigungsbedin-
gungen bieten.
Können Angehörige der Mittelschichten der 
drohenden Arbeitslosigkeit noch teilweise 
ausweichen, so schlägt diese bei den unteren 
und marginalen Schichten in voller Härte 
durch. Zur Unterschicht und zu den Marginal-
gruppen ist weit über die Hälfte der gesamten 
lateinamerikanischen Bevölkerung zu rech-
nen, also über hundert Millionen Menschen — 
eine Vorstellung, die vor dem Versuch zurück-
schrecken läßt, hier allgemeingültige Aussa-
gen zu wagen. Wir greifen deshalb ein be-
grenztes Beispiel heraus, das Beispiel der 
Stadt Lima. Lima hat rund 5 Millionen Einwoh-
ner (wieviel es genau sind, weiß niemand; auch 
dies ist ein wichtiger Aspekt der Unsicherheit: 
der Mangel an präzisen und zuverlässigen Da-
ten). Nach informellen Schätzungen hat die 
knappe Hälfte der Gesamtbevölkerung, also 
etwa 2,5 Millionen, kein regelmäßiges Ein-
kommen. Es handelt sich dabei überwiegend 
um in den letzten zehn Jahren aus dem Hin-
terland zugewanderte Familien, die in einem 
Kranz von Höhlen, Hütten, Lehm- und Back-
steinhäusern rund um das alte Stadtgebiet 
wohnen. Teilweise sehen die Behausungen 
von außen ganz erträglich aus; erst ein Blick 

ins Innere enthüllt das ganze Elend, das sich 
dort konzentriert: Da die Besitzer alle Räume 
bis auf einen (von ihnen selbst bewohnten) zu 
vermieten pflegen, sind in einem kleinen Haus 
mit vier Räumen oft nicht weniger als 15—20 
Personen zusammengepfercht. Die Lage Limas 
in einem wüstenartigen Küstenstreifen nimmt 
diesen Menschen die Möglichkeit (die sie bei-
spielsweise zum Teil in Kolumbien haben) 
sich Pflanzennahrung aus dem unmittelbaren 
Umland zu verschaffen. Alles, was sie essen, 
muß gekauft oder erhandelt werden. So stößt 
man in diesen Elendsvierteln auf sehr selt-
same Märkte, auf denen Seifendosen, Fahrrad-
speichen, halbe Zitronen, zerrissene alte Hem-
den, vertrocknete Brote feilgeboten werden. 
Das Gros der Arbeitslosen strömt täglich in 
die Innenstadt, wo sie als Boten, Lastenträger, 
ambulante Händler, Schuhputzer oder mit 
sonstigen Gelegenheitsdiensten ein paar „so-
les“ zu ergattern versuchen. Wie sich freilich 
von derartigen Randbeschäftigungen eine so 
große Masse von Menschen auf Dauer ernäh-
ren kann, bleibt dem Außenstehenden ein Rät-
sel.

Dabei ist der Entschluß, das Hinterland zu ver-
lassen und in die Stadt zu ziehen, keineswegs 
so irrational, wie man nach dem eben Gesag-
ten glauben könnte. Denn die Verhältnisse auf 
dem Lande sind für jene, die nicht über größe-
ren eigenen Grundbesitz verfügen, zumeist 
noch ungünstiger als in der Stadt: die Arbeits-
losigkeit ist höher (wenngleich sie oft als „Un-
terbeschäftigung“ getarnt ist), die Möglichkei-
ten, auf Nebenbeschäftigungen auszuweichen, 
sind vergleichsweise geringer, auch die Ein-
richtungen des Schul- und Gesundheitswe-
sens stehen im allgemeinen hinter den ent-
sprechenden Angeboten im Stadtbereich zu-
rück.

Die Aufzählung von Unsicherheitslagen und 
-faktoren könnte noch lange fortgesetzt wer-
den. Die hier herausgestellten Defizite sind 
nicht so sehr aus der „Unterentwicklung" La-
teinamerikas zu erklären, sondern vielmehr 
aus einer teils fehlgesteuerten, teils im Forma-
len steckengebliebenen, fast durchweg bruch-
stückhaft verlaufenen Modernisierung. Mo-
dernisierungsprozesse, das zeigt sich hier ganz 
deutlich, haben eben ambivalenten Charakter 
Diese Ambivalenz tritt auch in den Folgen der 
Unsicherheit zutage.



Folgen der Unsicherheit

Als eine der bedenklichsten Auswirkungen 
der vielfältigen Risiken des lateinamerikani-
schen Alltags ist die Tendenz zu einer gene-
rellen Orientierungs- und Perspektivlosigkeit 
hervorzuheben. Die Belastung zahlreicher exi-
stenzieller Lebensbereiche durch Unsicher-
heitsfaktoren erschüttert das Vertrauen der 
Menschen in die Gesellschaft, in der sie leben, 
läßt sie den Gemeinbelangen innerlich skep-
tisch und distanziert gegenüberstehen. Einer-
seits nehmen die täglich zu meisternden Ge-
fahren und Belastungen die Energien so sehr 
in Anspruch, daß der Atem und die Entschluß-
kraft für weiterreichende Ziele und Pläne ver-
loren gehen. Zum anderen ist aber die Mehr-
heit auch gar nicht bereit zu großen materiel-
len und geistigen Investitionen in eine Gesell-
schaftsordnung, deren Brüchigkeit und Män-
gelbehaftetheit für jedermann zutage liegt. Die 
Orientierungslosigkeit äußert sich auf vielfäl-
tige Weise. Im politischen Raum etwa nimmt 
sie oft die Form eines Dauerexperimentierens 
mit unterschiedlichen Regierungsmodellen 
an, hinter dem eine tiefe Ratlosigkeit über den 
der eigenen Situation angemessenen politi-
schen Weg erkennbar ist. Im ästhetisch-kultu-
rellen und geistigen Bereich gehen ganz ähn-
lich eine extreme Aufgeschlossenheit für mo-
dische Strömungen und ein unterschwelliger 
Relativismus Hand in Hand. In sozioökonomi-
scher Hinsicht wiederum ist nicht selten eine 
starke Fixierung auf die Bewahrung der Sta-
tus-quo-Bedingungen zu beobachten, die so-
wohl eine Scheu vor größeren wirtschaftlich-
finanziellen Wagnissen als auch den fehlen-
den Willen zu tiefergreifenden sozialen Refor-
men erklärt. Sicher wäre es vermessen, pau-
schalierend sämtliche Probleme des Subkonti-
nents mit dem Orientierungs- und Perspektiv-
mangel seiner Bevölkerung, insbesondere der 
Führungsschicht, in Verbindung bringen zu 
wollen. Man kann jedoch sagen, daß hier zu-
mindest eine der Ursachen für die Entwick-
lungsschwierigkeiten zahlreicher lateinameri-
kanischer Länder liegt.

Eine weitere Folgewirkung des allgemeinen 
Klimas gesellschaftlicher Unsicherheit, die 
man auf Anhieb weder als negativ noch als po-
sitiv einstufen kann, ist die Existenz von „Si-
cherheitssubstituten". Es sind dies mehr oder 
weniger spontan entstehende gesellschaftli-

ehe Reaktionsmuster und Einrichtungen, die 
dazu bestimmt sind, die gröbsten Negativfol-
gen der allgemeinen Risikobelastung abzu-
wehren. Auf einige dieser Ersatzeinrichtun-
gen wurde bereits hingewiesen. Wir sahen, 
wie die mangelnde Zuverlässigkeit der Post 
private Botenunternehmen ins Leben ruft, wie 
die Unfähigkeit der Polizei, Leib und Leben 
des einzelnen wirksam zu schützen, dem pri-
vaten Bewachungsgewerbe zum Aufschwung 
verhilft. Im wirtschaftlichen Bereich begegne-
ten wir der verbreiteten Doppelbeschäftigung 
als Mittel, die Gefahr der Arbeitslosigkeit zu 
reduzieren. In diesem Zusammenhang ver-
dient auch die Leichtigkeit erwähnt zu wer-
den, mit der Lateinamerikaner Zahlen im Kopf 
jonglieren und Rechenoperationen ausführen. 
Kein Wunder: Wer mit einer Inflationsrate 
von bis zu 150 v. H. leben muß (wie beispiels-
weise die Argentinier seit mehreren Jahren), 
wer wegen der Schwäche der eigenen Wäh-
rung stets den Wert des Dollars als Bezugsein-
heit im Kopf haben muß, wer gezwungen ist, 
neben dem offiziellen Preis eines Gutes auch 
über seinen Preis auf dem Schwarzmarkt Be-
scheid zu wissen, der kann nur überleben, 
wenn er die Fähigkeit zum schnellen Über-
schlagen und Vergleichen von Zahlenreihen 
entwickelt.

Die zweifellos wichtigste Institution zur Versi-
cherung gegen Risiken und Gefahren ist in La-
teinamerika die Familie, die sich nicht auf die 
„Kernfamilie" (Eltern und Kinder) beschränkt, 
sondern auch Großeltern und Enkel, ja unter 
Umständen Onkel, Tanten, Nichten etc. mit 
umfaßt. Man hat die zentrale Bedeutung der 
Familie in der lateinamerikanischen Gesell-
schaft oft mit der südeuropäischen Herkunft 
der meisten Einwanderer erklärt. Das ist si-
cher nicht falsch. Traditionen halten sich aber 
im allgemeinen um so hartnäckiger, je mehr es 
gelingt, sie mit einem praktischen Sinn zu er-
füllen. Die lateinamerikanische Großfamilie 
verdankt ihre ungebrochene Vitalität sicher 
nicht zuletzt der Funktion, die unterschiedli-
chen und oft einem raschen Wandel unterlie-
genden individuellen Erwerbschancen und 
materiellen Belastungen der verschiedenen 
Familienmitglieder untereinander zum Aus-
gleich zu bringen. Man erinnere sich an die 
unmittelbare Nachkriegszeit in Deutschland.



Damals, als die staatliche Verwaltung weitge-
hend zusammengebrochen war und überall 
materielle Not und Unsicherheit herrschten, 
kamen ähnliche zentrale Versorgungsaufga-
ben auf die Familie zu, die sie, nach allgemei-
ner Meinung, glänzend bewältigte. Geht es in 
Lateinamerika der Familie gut, so ist auch der 
einzelne Familienangehörige vor blanker Ar-
mut geschützt, und umgekehrt: wer als einzel-
ner materiell gut gestellt ist, läßt stets auch 
seine Familie am Wohlstand partizipieren. Für 
das Verhältnis Einzelner/Staat oder Einzel-
ner/Gesellschaft geht diese Gleichung keines-
wegs auf.
„No hay mal que por bien no venga", lautet ein 
spanisches Sprichwort. „Nichts kann so 
schlecht sein, daß es nicht auch etwas Gutes 
mit sich brächte.“ Auch die Unsicherheit, so 
bedenklich und nachteilhaft sie sich im allge-
meinen auswirkt, bleibt nicht ohne positive 
Nebenfolgen. Diese ergeben sich — es wurde 
schon angedeutet — primär im individual- und 
zwischenmenschlichen Bereich. In den zwi-
schenmenschlichen Beziehungen hat der an-

sonsten auch zahlreiche Schattenseiten auf-
weisende „Familismus" der lateinamerikani-
schen Gesellschaft Werthaltungen wie Solida-
rität, Menschlichkeit und Verständnis für die 
unverschuldete Not des Nächsten lebendig er-
halten. Beim einzelnen weckt und fördert die 
Unsicherheit z. T. Fähigkeiten, die in unserer 
arbeitsteilig organisierten, hochgradig verbü-
rokratisierten westeuropäischen Gesellschaft 
zu verkümmern drohen: z. B. berufliche Flexi-
bilität und Vielseitigkeit, Wachsamkeit, Wen-
digkeit, Entscheidungsfindigkeit, Reaktions-
schnelligkeit, Selbständigkeit sowie last not 
least eine gewisse innere Unabhängigkeit von 
den äußeren Wechselfällen des Lebens. Wer 
die Entwicklung in Deutschland und in Latein-
amerika verfolgt, stellt immer wieder mit Er-
staunen fest, wie kleinmütig und verzagt die 
Jugendlichen in der Bundesrepublik — für die 
Länder der südlichen Hemisphäre eine Oase 
des Reichtums und Überflusses — in die Zu-
kunft sehen und wie gelassen demgegenüber 
die meisten Lateinamerikaner ihr so viel unge-
wisseres Schicksal hinnehmen.



Hartmut Wasser: Die Carter-Administration. Probleme einer Präsident-
schaft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/80, S. 3—29
US-Präsident Carter hat seit seinem Amtsantritt heftige Kritik auf sich gezogen. Sie über-
sieht nicht selten objektive Vorgaben, die seine Regierungstätigkeit von Anfang an er-
schwerten. Watergate-Skandal und Vietnam-Komplex haben im Verein mit internatio-
nalen System-Wandlungen der siebziger Jahre innen- und außenpolitische Konstellationen 
geschaffen, die jede Administration, gleich welcher Couleur, vor fast unlösbare Aufgaben 
gestellt hätten. Als Reaktion auf die „imperiale Präsidentschaft" sucht der Kongreß institu-
tionelle Kompetenzen und politische Initiativen des Weißen Hauses drastisch zu beschnei-
den; wobei seine eigene politische Gestaltungskraft im Zeichen der Reform überkommener 
Funktions- und Organisationsweisen, wachsender Fragmentierung und einer neuen Abge-
ordnetengeneration zu wünschen übrig läßt, die sich mehr denn je interessen- und wahl-
kreispolitischen Perspektiven verpflichtet fühlt. Seit den Tagen des Vietnamkrieges befin-
det sich die amerikanische Öffentlichkeit auf Identitätssuche in der Weltpolitik und 
schwankt zwischen neo-isolationistischen und interventionistischen Verhaltensmustern 
(mit regionaler bzw. globaler Orientierung) hin und her. Und im Gefolge der innen- und 
außenpolitischen Krisenphänomene der Gegenwart ist auch der Konsens über die richtige 
Ordnung des Gemeinwesens in der pluralistischen Gesellschaft Amerikas zerbrochen.
Polarisierung und „Balkanisierung" der Nation stellen heute Anforderungen an die Integra-
tionspotenz der Exekutive, denen sie angesichts des Prestigeschwunds der Präsidentschaft 
als Institution kaum noch genügen kann. Angesichts solcher Gegebenheiten muß sich ernst 
zu nehmende Kritik an Carterim wesentlichen auf drei Aspekte beschränken: auf das lange 
Zeit fehlende Gespür für etablierte Machtstrukturen und Herrschaftsmechanismen im Be-
ziehungsgeflecht von Exekutive und Legislative; auf Zweifel an Carters Fähigkeiten, eine 
richtungweisende Gesamtstrategie zu entwickeln, in deren Rahmen seine politischen Ak-
tionen Stringenz und Kontinuität gewinnen könnten; auf Vorbehalte hinsichtlich seiner 
Führungs-, Repräsentations- und Integrationsqualitäten. Trotz allem aber kann sich die in-
nen- und außenpolitische Erfolgsbilanz der Carter-Regierung durchaus mit Leistungen frü-
herer Administrationen messen; es steht auch um die Chancen seiner Wiederwahl nicht 
schlecht, weil in der Öffentlichkeit unter dem Eindruck des iranisch-afghanischen Krisen-
Managements allmählich das Vertrauen in seine Amtskompetenz wächst und seine persön-
liche Integrität ohnehin niclt umstritten ist, was keinesfalls für alle seine Herausforderer 
gilt.

Peter Waldmann: Unsicherheit als Alltagserfahrung in Lateinamerika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/80, S. 31—38
Die Vorstellung des Europäers von Lateinamerika ist wesentlich von den Informationen 
der Massenmedien über gesamtwirtschaftliche und politische Entwicklungen sowie über 
außergewöhnliche Ereignisse geprägt. Dagegen weiß er nur wenig vom Alltag des Latein-
amerikaners. Der folgende Bericht befaßt sich mit dieser Informationslücke. Ihm liegt die 
Beobachtung zugrunde, daß der lateinamerikanische Alltag in vielerlei Hinsicht risikobe-
haftet ist und er sich als durchweg unsicher charakterisieren läßt. Dieser Unsicherheit wird 
hier vor allem in drei Bereichen des öffentlichen Lebens, dem Verkehrs-, Rechts- und Be-
schäftigungswesen, nachgegangen. Durch zahlreiche Beispiele aus diesen Gebieten werden 
das Ausmaß der Unberechenbarkeit der Lebensumstände und die verschiedenen Formen 
der Betroffenheit durch Unsicherheitsfaktoren demonstriert. Abschließend wird die Frage 
nach den Folgen der verbreiteten Alltagsunsicherheit in Lateinamerika aufgeworfen. Dabei 
zeigt sich, daß neben vielen negativen Konsequenzen — wie häufiger Orientierungslosig-
keit und fehlender Bereitschaft zu materiellen und immateriellen Investitionen — der eine 
oder andere positive Effekt, wie z. B. eine bemerkenswerte Familiensolidarität, nicht über-
sehen werden darf.
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